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Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 5. Juli 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 8. Juli 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 24. Juni 1892 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. Nep. 
Prix und der Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Franz Borſchke 
und Dr. Albert Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, den geehrten Herren Folgendes mit⸗ 
zutheilen: 

In der letzten Gemeinderaths⸗Sitzung iſt anlässlich der Debatte 
über die Parcellierung der Gründe in der Schwimmſchulalleeſtraße 
beſchloſſen worden, es ſolle eine Deputation bei Sr. Majeſtät 
Audienz nehmen, um weitere Parcellierungen im Prater zu ver⸗ 
hindern. Ich habe hierauf den Herren auf Grund der Acten mitzu⸗ 
theilen, das die Parcellierung der Gründe in der Schwimmſchulallee⸗ 
ſtraße infolge einer Anregung ſeitens des Gemeinderathes erfolgt iſt, 
weil dieſe Verbauung zuſammenhängt mit der Verbauung der an⸗ 
ſtoßenden Gründe des Bürgerſpitalfonds und der Nordbahn, und 
weil ein gemeinſames Vorgehen aller Intereſſenten erwünſcht geweſen 
iſt. Infolge deſſen iſt die Parcellierung auf gemeinſames Anſuchen 
geſchehen und genehmigt worden, dann erſt ſind die hofärariſchen 
Gründe an Herrn Roth verkauft worden. Derſelbe hat die Par⸗ 


| 
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allein iſt der Grund, warum neuerlich an den Gemeinderath wegen 
Parcellierung dieſer Gründe herangetreten werden muſste. Der Ge⸗ 
meinderath war vollkommen berechtigt, bezüglich dieſer Parcellierung 


einen Beſchluſs zu faſſen. Was aber dieſe Deputation anbelangt, 


ſo glaube ich, werden die Herren einſehen, daßs unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ein Grund hiefür nicht vorhanden iſt (Zuſtimmung), und 
zwar umſoweniger, als nach einer Beſprechung, welche ich mit 
Sr. Durchlaucht dem erſten Oberſthofmeiſter Prinz Hohenlohe 
hatte, gar keine auch nur entfernte Abſicht beſteht, irgendwie die 
weitere Verbauung des Praters in Ausſicht zu nehmen, vielmehr 
Se. Durchlaucht ſelbſt ſtets bemüht iſt, in Anerkennung des 
Intereſſes der Stadt Wien den Prater als Juwel von Wien zu 
behandeln. (Beifall.) Unter dieſen Umſtänden, glaube ich, werden 
die Herren einverſtanden fein, daſs es von dem Anſuchen um eine 
Audienz bei Sr. Majeſtät ſein Abkommen habe. (Zuſtimmung.) 
Gem. Rath Dr. Iriedzung: Meine Herren, ich finde es 
begreiflich, daſs nach den Mittheilungen, die uns der Herr Bürger— 
meiſter ſoeben gemacht hat, die Deputation nicht abgeſendet werden 
kann. Es könnte aber den Anſchein haben, als ob der Gemeinde— 
rath fo vorgegangen wäre, daſs er ſeinen Beſchluſs hinterher zu 
bereuen hätte, und dem gegenüber mußs ich die Verantwortlichkeit 
von der Majorität des Gemeinderathes abwälzen. Ich erkläre alſo, 
daſs wir während der Debatte von allen dieſen Umſtänden hätten 
unterrichtet werden ſollen, und daßs ein jo wichtiger Beſchluſs 
nicht hätte gefaſst werden ſollen, ohne daſs von den dazu berufenen 
Perſonen dieſe Mittheilung gemacht worden wäre. Das muiste 
erklärt werden, da uns, welche dieſer Beſchluſsfaſſung ihre Zu⸗ 
ſtimmung gegeben haben, leicht der Vorwurf gemacht werden könnte, 
daſs wir einen leichtſinnigen Beſchluss gefaſst haben. 
Pürgermeiſter: Ich glaube, es iſt das beſte, darüber nicht 
zu debattieren. Es iſt ja kein leichtſinniger Beſchluſs gefaſst worden, 
im Laufe der Jahre — die Sache zieht ſich ſchon lange fort — 
können einem ja die Daten leicht entſchwinden. Es kann auch 
niemandem ein Vorwurf gemacht werden, höchſtens vielleicht mir, 


cellierung innerhalb der geſetzlichen Friſt nicht durchgeführt. Dies | dafs ich in der letzten Sitzung nicht anweſend war, aber ich war .. 
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(Gem.⸗Rath Hawranek: Krank!) — „leider“ war ich nicht 
krank, würden Sie ſagen, ich war aber wirklich dringend verhindert 
zu erſcheinen. Ich würde recht ſehr bitten, eine Debatte darüber 
zu unterlaſſen. Die Herren ſind wohl damit einverſtanden. (Zu⸗ 
ſtimmung.) 

2. Herr Gem.⸗Rath Wimberger hat einen dreiwöchent— 
lichen Urlaub vom 28. Juni an angetreten, Herr Gem.⸗Rath 
Bachofen v. Echt einen vierwöchentlichen Urlaub. 

3. Herr Gem.⸗Rath Silberer erſucht behufs Curgebrauches 
zur Wiederherſtellung ſeiner Geſundheit um einen zweimonatlichen 
Urlaub. — Die Herren, welche zuſtimmen, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Nach einer Pauſe.) Iſt bewilligt. 

4. Herr Gem.⸗Rath Gräf entſchuldigt ſei Ausbleiben von der 
heutigen Sitzung. 

5. Herr Ignaz Stettermayer hat anläſslich der Ver— 
leihung des Bürgerrechtes 50 fl. für die Armen Wiens ohne 
Unterſchied der Confeſſion geſpendet. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu 
verleſen. 


Schriftführer Gem. Nath Dehm verliest nachſtehende 
Einläufe: 
6. Interpellation des Gem.⸗Nathes Steiner: 


In der Sitzung des Stadtrathes vom 9. Juni 1892 wurde der Antrag 
des Herrn Gem.⸗Rathes Kreindl auf Beſtellung von Flurwächtern auf Koſten 
der Gemeinde abgelehnt und beſchloſſen, dafs die Weingartenbeſitzer ſelbſt und 
auf ihre Koſten Weinhüter zu beſtellen haben. N f 

Nachdem dieſe Angelegenheit wegen der vorgeſchrittenen Jahreszeit ſehr 
dringlich und deren Austragung für die ländliche Bevölkerung der neuen Bezirke 
äußerſt wichtig iſt, ſo fragt der Gefertigte: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, dahin zu 
wirken, daſs die Angelegenheit wegen Beſtellung von 
Flurwächtern und Weinhütern in der nächſten Sitzung 
dem Gemeinderathe vorgelegt wird? 

Würgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
das dieſe Angelegenheit im Sinne des Statuts in die Competenz 
des Stadtrathes fällt. 


Gem.-Nath Steiner: Ich bitte um das Wort nach § 20 
der Geſchäftsordnung. 


Nürgermeiſter: Über eine Interpellation gibt es keine 
Debatte; ich kann eine ſolche nicht zulaſſen. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest:) 


7. Interpellation des Gem.-Nathes Noſenſtingl: 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Das Kind eines im VII. Bezirke wohnhaften Bürgers erkrankte an 
Diphtheritis und es wurde von dem behandelnden Arzt (Dr. v. Khautz) mit 
Rückſicht auf die zahlreiche Familie die Überführung des Patienten in die 
betreffende Abtheilung des Eliſabethſpitales angeordnet. Die vorgeſchriebene 
Anweiſung des Arztes wurde beim Polizei-Commiſſariate gegen 7 Uhr abends 
räſentiert. N 
Ai Hier wurde ein Protokoll aufgenommen und die auf einem vorgedruckten 
Formulare ausgefertigte Wagenanweiſung ausgefolgt, nachdem das Formular, 
welches län gere Zeit erſt geſucht werden mufste, endlich gefunden war. 

Mit dieſer Anweiſung verfügte ſich der Bote zu dem „Träger“ (Ziegler⸗ 
gaſſe 41), welcher den Wagen zu beſorgen hat. 

Nachdem dieſer Träger nicht zuhauſe war, wurde ſein College (Band⸗ 
gaſſe 17) aufgeſucht und dieſem die Anweiſung mit der dringenden Bitte um 
raſche Beſorgung des Wagens übergeben. RR = 

Nach längerem qualvollen Warten — das Kind war bereits in Erſtickungs⸗ 
gefahr — wurde nochmals zu dem Träger geſchickt, der mittlerweile ſein 
Nachtmahl eingenommen zu haben ſcheint, weil er noch eſſend verſicherte, dafs 
er ja ſogleich gehen werde. . 

Endlich um 9 Uhr kam der Wagen und beförderte das Kind in das 
Spital. 

j Der Vater des Kindes erkundigte ſich um die Urſache der angſamen 
Ausführung und wurde damit getröſtet, dafs „2 Stunden ſogar ſehr raſch ſei“ 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Krankenträger des Bezirkes, Anton Keil, Zieglergaſſe 
zuhauſe war, den zweiten Krankenträger des Bezirkes, Ferdinand Wakol⸗ 
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und dafs es z. B. im VI. Bezirke 5 bis 6 Stunden dauere, weil dort das 
Pferd für den Transportwagen erſt von Rudolfsheim geholt werden müſſe. 
Nebenbei bemerkt, ſind die „Träger“ im VII. Bezirke zugleich Hausmeiſter 


und werden auch in den Vormittagsſtunden zur Straßenreinigung verwendet. 


Der Gefertigte erlaubt ſich nun die höfliche Anfrage: 

Ob der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt ſei, die 
Verfügung zu treffen, dafs in jedem Gemeindehauſe 
ein Permanenzdienſt eingeführt werde, dafs in allen 
Bezirken Vorſorge getroffen werde, daſs das Pferd für 
den Transportwagen in kürzeſter Zeit zur Stelle ge— 
ſchafft werde, eventuell in beſonders dringenden Fällen 
von der Feuerwehr ein Pferd beigeſtellt werde, ſowie 
daſs die jedesmalige ſofortige Desinfection des Trans— 
portwagens nach dem Gebrauche durch amtliche Controle 


gewährleiſtet werde. 


Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, auf Grund der ge⸗ 
pflogenen Erhebungen dieſe Interpellation, wie folgt, zu beant⸗ 
worten: 

Am Sonntag den 19. d. M., abends um beiläufig 7 Uhr, erſchien im 
Amtslocale des k. k. Polizei⸗Bezirkscommiſſariates Neubau Herr Wilhelm 
Pfanhauſer, wohnhaft VII. Bezirk, Schottenfeldgaſſe 69, und erſuchte um 
Ausfertigung einer Anweiſung behufs Abtransportierung ſeines an Diphtheritis 


erkrankten Kindes Fritz in das Kaiſerin Eliſabeth⸗Spital in Rudolfsheim. 


Der Vater dieſes Kindes requirierte um 8 Uhr zuerſt den ſtädtiſchen 


41, und da dieſer nicht 


binger, Bandgaſſe 17, welcher ſofort ſeinen Collegen aufſuchte, worauf das 
zur Beſpannung des Krankenwagens nothwendige Pferd vom nächſtgelegenen 
Comfortable- Standplatz geholt und vor den Wagen, welcher in einem abſeits 
gelegenen iſolierten Locale des Neubauer Gemeindehauſes in Bereitſchaft ſteht, 
geſpannt worden iſt. 

Das erkrankte Kind langte in Begleitung der genannten Krankenträger, 
wie aus der Abſchrift der amtlichen Beſtätigung des Journal⸗Arztes zu ent⸗ 
nehmen iſt, um 9 Uhr im Kaiſerin Eliſabeth⸗Spitale an und wurde ſofort 
aufgenommen. ö 

Wenn man die Entfernung des Wohnortes des erkrankten Kindes vom 
bezeichneten, an der äußerſten Peripherie des ehemaligen Vorortes Sechshaus 
nächſt Baumgarten gelegenen Krankenhauſes berückſcchtigt, fo erſcheint die in der 
vorliegenden Interpellation zum Ausdruck gebrachte Beſchwerde nicht begründet. 

Im übrigen wird bemerkt, daſs den ſtädtiſchen Kranken- und Leichen⸗ 
trägern, welche einen monatlichen Lohn von 25 fl. nebſt einigen Emolumenten 
(Montur⸗, Stiefelpauſchale ꝛc.) ein Nebenerwerb ausdrücklich geſtattet iſt. 

Was die am Schluſſe der Interpellation gemachten Vorſchläge betrifft, ſo 
geſchieht die Beſchaffung der Beſpannung für die Krankentransportwägen 
ohnehin auf die möglichſt einfache, ſchnelle und keine erheblichen Koſten ver⸗ 
urſachende Weiſe. f 

Die Requiſition der Beſpannung aus den Feuerwehrpferden iſt abſolut 
ausgeſchloſſen, die Desinficierung des Krankentransportwagens wird nach jeder 
einzelnen Fuhr unter der Controle des Amtsarztes des Bezirkes bewirkt, und 
die Krankenträger zu verhalten, bei Tag und Nacht im Gemeindeamte in 
Bereitſchaft anweſend zu ſein, würde große Koſten verurſachen, ohne daſs eine 
zwingende Nothwendigkeit hiefür vorhanden iſt, zumal es Tage gibt, wo gar 
kein Krankentransport vorkommt. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest); 


S. Antrag des Gem.-Nathes Winker und Genoſſen: 

Obwohl das nöthige Erdreich reichlich vorhanden iſt, um den Linien⸗ 
graben von der früheren Mariahilferlinie bis unter den Circus Schumann 
zuzuſchütten, ſo iſt bisher nichts geſchehen, um dieſem fo dringenden Wunſche 
der umwohnenden Bevölkerung des VI. und XV. Bezirkes in irgend einer 
Weiſe Rechnung zu tragen. Der Graben erreicht eine Höhe von eirca 4 m, 
und da die Linienwallgründe von den Kindern als Spiel⸗ und Tummelplatz 
benützt werden, ſo iſt eine Gefahr des Herabſtürzens ſehr naheliegend und ſind 
auch thatſächlich ſchon mehrere Unglücksfälle vorgekommen, wovon ſogar einer 
einen tödlichen Ausgang hatte. 

Nachdem dann weiters durch die Vorſtellungen des Circus Schumann 
namentlich in den ſpäteſten Abendſtunden an dieſem Punkte eine ſehr lebhafte 
Frequenz hervorgerufen wird und auch noch durch ungenügende Beleuchtung 
die Unſicherheit der Paſſanten bedeutend erhöht wird, ſo ſtellen die Gefertigten 
folgenden Dringlichkeits-Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath möge beſchließen: Der 
Herr Bürgermeiſter werde beauftragt, das Nöthige zu 
veranlaſſen, dafs der Linienwallgraben an oben beſagter 
Stelle ehebaldigſt zugeſchüttet werde, damit in Zukunft 
keine weiteren Unglücksfälle vorkommen können. 

An den Stadtrath. f 


r 


Gem.-Nath Hawranel (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Unſere Sitzungen ſind für ½5 Uhr angeſetzt, vor 5 Uhr 
beginnt aber keine Sitzung. Außerdem iſt vorgeſchrieben, dass 
Anträge oder Interpellationen eine Viertelſtunde vor Beginn der 
Sitzung zu überreichen ſind. Wenn man aber auch früher kommt, 
iſt doch niemals einer der Herren des Präſidiums da. Ich verlange 
vom Präſidium, dass es die Stunde einhält und um ſ½5 Uhr 
auch hier erſcheint und die Sitzung eröffnet. Der Herr Bürger⸗ 
meiſter wird vielleicht ſagen, ja die Herren find nicht da. Die 
Herren kommen eben aus dem Grunde nicht, weil fie wiſſen, dass 
vor 5 Uhr nicht angefangen wird. Ich weiß nicht, wie wir dazu 
kommen, unſere koſtbare Zeit hier zu vertrödeln. Ich möchte daher 
den Herrn Bürgermeiſter erſuchen, dass auch er die Stunde pünkt⸗ 
lich einhält, die für den Beginn der Sitzung angeſetzt iſt und 
daſs die Sitzung um ½5 Uhr eröffnet wird, 

Würgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern. Vor der Sitzung bin ich jedesmal ſchon um 4 Uhr im 
Bureau. Wenn der geehrte Herr College Hawranek meiner 
Aufforderung von neulich ſtattgeben und wirklich mitarbeiten würde, 
ſo könnte er mich vor jeder Sitzung um 4 Uhr im Bureau treffen; 
aber er kommt wahrſcheinlich nicht. (Gem.-Rath Hawranek: 
Ich bin immer da!) übrigens bin ich nicht in der Lage, eine 
Sitzung früher zu eröffnen, als fie beſchluſsfähig iſt. Zur Beſchluſs⸗ 
fähigkeit gehören 46 Gemeinderaths⸗Mitglieder und wenn ſie um 
½5 Uhr nicht da find, kann ich die Sitzung nicht eröffnen; ich 
kann die Herren auch nicht zwingen, um ½5 Uhr zu kommen. 
Ich finde es ſehr bedauerlich, daßs wir nicht um 1/,5 Uhr anfangen 
können, aber ich muss auf das entſchiedenſte den Vorwurf zurück⸗ 
weiſen, daſs das Präſidium daran ſchuld iſt. 


Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich habe mich 
in der letzten Sitzung, als Vorſitzender Dr. Borſchke die angebliche 
Richtigſtellung des Stadtraths⸗Protokolles verleſen hat, zur Geſchäfts⸗ 
ordnung zum Worte gemeldet, und es wurde mir das Wort nicht 
ertheilt; dagegen hat ſich heute Gem.⸗Rath Dr. Friedjung 
zum Worte gemeldet und ihm wurde ſofort das Wort ertheilt. 
Ich conſtatiere das für die Zukunft, weil ich das wiederholt und 
öffentlich zur Sprache bringen werde. 

Vürgermeiſter: Die Sache iſt ganz anders. Ich habe heute 
eine Mittheilung gemacht, über welche ich eine Anfrage unmöglich 
ausſchließen kann. (Gem.⸗Rath Hawranek ruft: Das iſt ein 
Liberaler und das ein Antiſemit!) Das iſt mir ganz gleichgiltig, 
ob Sie Antiſemit oder Liberaler find; ich habe hier die Geſchäfts— 
ordnung, die der Gemeinderath beſchloſſen hat, zu handhaben. 
(Gem.⸗Rath Steiner ruft: Alle ſollen gleich behandelt werden!) 
Ich bitte mich nicht zu unterbrechen, das iſt nicht in Ordnung, 
ich bitte doch ruhig zu ſein, Sie müſſen nicht gleich ſo hitzig 
werden. Alſo der geehrte College Steiner ſoll den 8 20 der Ge— 
ſchäftsordnung ſtudieren und er wird finden, daßs das ein ganz 
anderer Fall iſt. (Gem.⸗Rath Steiner ruft: Ich kenne ihn 
ſchon!) Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 

Ich bitte Herrn Vice-Bürgermeifter Dr. Richter zu referieren. 

9. Neferent Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe 
die Ehre, Bericht zu erſtatten über die Maßnahmen zur Be— 
ſchaffung des nothwendigen Waſſers für das erweiterte 
Gemeindegebiet. 

Ich ſetze voraus, daſs die Herren Mitglieder des Gemeinde⸗ 
rathes das ihnen zugekommene, gedruckte Referat einer Einſicht 
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gewürdigt haben, und in dieſer Vorausſetzung werde ich mich auf 
die nothwendigſten Ausführungen beſchränken, indem ich mich auf. 
Daten, welche Erwähnung erheiſchen, bei dieſer Gelegenheit einfach 
berufe. 

In dem Referat iſt folgender Gedankengang eingehalten. Es 
wird zunächſt der derzeitige Stand der Waſſerverſorgung dargeſtellt 
und es wird eine Auseinanderſetzung jener Maßregeln, welche bereits 
in der Ausführung begriffen ſind, um die Verſorgung zu ergänzen, 
darangeknüpft. 

Weiters wird angegeben das Ergebnis dieſer Ergänzung und 
wird ausgeführt, für welche Zeit das dann beſchaffte Waſſerquantum 
für die Bevölkerung Wiens ausreichen dürfte, und zum Schluſſe 
knüpft ſich daran eine Ausführung, deren Zweck darin beſteht, 
darzuthun, dafs eine Trennung der Waſſerverſorgungszwecke noth⸗ 
wendig iſt, weil die geſammte Waſſerverſorgung aus dem jetzt dazu 
benützten Gebiete nicht möglich iſt. 

Ich darf wohl darauf verweiſen, dafs über die heutigen 
Bezugsquellen vollkommene Klarheit beſteht und darf annehmen, 
dafs den Herren bekannt iſt, daſs die heutige Hochquellenleitung 
von dem Kaiſerbrunnen und der Stixenſteinerquelle geſpeist wird. 
Das ſind die normalen Zuflüſſe. Außerdem beſteht ein Auxiliar⸗ 
werk; es iſt das die ſogenannte Pumpanlage bei Pottſchach, eigentlich 
in Putzmannsdorf gelegen, welche in Thätigkeit geſetzt wird, wenn 
die Zuflüſſe der beiden erwähnten Hochquellen nicht ausreichen, 
was erfahrungsgemäß in den Wintermonaten eintrifft, hie und da 
auch im Spätherbſt nach lang andauernder Trockenheit der Fall 
war. Die Unzulänglichkeit dieſer Quellen war die Urſache, dais 
der Gemeinderath den Beſchluſs gefajst hat, es ſeien Vorkehrungen 
zu treffen, um die Einleitung eines Waſſerquantums von 36'400 m’ 
Hochquellenwaſſer zu ermöglichen. Dieſe Schritte haben zu dem 
Reſultate geführt, daſs ſeitens der erſten Inſtanz die Bewilligung 
zu dieſer Ableitung unter verſchiedenen Bedingungen gegeben wurde, 
welche auch dem Gemeinderathe zur Kenntnis gebracht wurden. 
Unter dieſen Bedingungen iſt auch die Errichtung einer Local⸗ 
waſſerleitung aus dem comcedierten Waſſerquantum für den Ort 
Neunkirchen. Dieſes concedierte Quantum von 566 ms vermindert 
das der Gemeinde für ihre Zwecke zur Verfügung ſtehende Waſſer⸗ 
quantum, welches eigentlich die runde Summe von 35'800 m?, 
genau die Summe von 35·834 ms erreicht. Dieſe Entſcheidung 
der erſten Inſtanz iſt von mehreren Intereſſenten angefochten 
worden. Der Aet darüber befindet ſich bei der Landesbehörde, 
und es ſteht zu gewärtigen, dafs, wenn die Landesbehörde 
ein etwas raſcheres Tempo in der Erledigung dieſer Recurſe 
einhält, wir in kurzer Zeit, wie wir hoffen, die Entſchei⸗ 
dung der zweiten Inſtanz erhalten. Die erſte Entſcheidung iſt 
bereits zum Schluſſe des Jahres 1891 intimiert worden. Es 
ſind alſo jetzt ſechs Monate verſtrichen; man ſollte denken, ein 
hinreichend langer Zeitraum, dajs auch eine ſehr beſchäftigte Landes⸗ 
behörde derartig wichtige Angelegenheiten zur Erledigung hätte 
bringen können, und wir tragen uns mit der Hoffnung, daßs 
endlich auch dieſe Erledigung kommen wird. Wenn dieſe Erledi⸗ 
gung rechtskräftig geworden ſein wird, nicht mehr angefochten 
werden kann, dann iſt die Gemeinde, vorausgeſetzt, daſs die 
techniſchen Arbeiten bereits vollendet ſind, in der Lage, dieſes 
Quantum von 35834 ma ſofort nach Wien zu führen. Dann ſtellt 
ſich der Stand der Wafferverforgung in einer Weiſe dar, 
welche die Bewohner, wie ich glaube, als befriedigend bezeichnen 


müſſen. Ich werde auf dieſe Sache noch zurückkommen. 
1* 
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Ich bemerke dazu, dass von den feinerzeit bei der Ver⸗ 
handlung über die Conceſſionsgeſuche der Gemeinde aufgetretenen 
Intereſſenten, die meiſten bereits durch abgeſchloſſene, vom 
Gemeinderathe genehmigte Vergleiche ſozuſagen entfeſtigt wurden, 
jo dafs es heute die Gemeinde nur mit einer ganz geringen 
Anzahl von Intereſſenten zu thun hat. In dem Referate 
finden Sie auf Seite 18 genau den Preis jener Intereſſenten 
angegeben, welche durch die Vergleiche befriedigt worden ſind und 
auch diejenigen, welche heute als opponierend erſcheinen. Unter 
dieſen Opponenten ſind heute noch einige kleinere Intereſſenten im 
Naſswalde, die Pittener Papierfabrik, die Wiener⸗Neuſtädter 
Brauerei, die Wiener Neuſtädter Tiefquellenleitung und die Forſt⸗ 
und Domänendirection nomine des Religionsfondsgutes. Es han⸗ 
delt ſich hier nicht um bedeutende Anſprüche, und es iſt zu 
erwarten, daßs über dieſelben in der zu erwartenden zweiten 
Inſtanz endlich einmal eine Entſcheidung gefällt wird. 

Wenn nun angenommen wird, die Einleitung dieſes neu 
concedierten Quantums ſei bereits vollzogen, ſo iſt dann folgender 
Stand der Waſſerverſorgung zu verzeichnen. Es iſt zunächſt — 


und hier bitte ich, immer feſtzuhalten, dafs es ſich um die Minimal: 


ergiebigkeit handelt — die Minimalergiebigkeit der die jetzige 
Leitung dotierenden Hochquellen, des Kaiſerbrunnens und der 
Stixenſteinerquelle mit 17200 ma. 

Ich bemerke dazu, dass dieſes Quantum von 172.000 hl den 
Tagesdurchſchnitt aus einem Monate der Minimalperiode dar- 
ſtellt. 

Es kann vorkommen, dafs auch dieſes Quantum in einzelnen 
Tagen nicht erreicht wird; das iſt aber nicht von Bedeutung mit 
Rückſicht darauf, dass die vorhandenen Reſervoirs geſtatten, ein 
Manco im Tagesbedarf zu erſetzen, ſo daſs alſo dieſes Quantum 
mit aller Beſtimmtheit und Beruhigung als abſolut ſicher in 
Rechnung geſtellt werden kann, für die Rechnung, die wir bezüg⸗ 
lich des Bedarfes anſtellen, es find das alſo 17.200 m? Waſſer, 
das iſt ein abſolutes Minimum, auf welches wir unbedingt rechnen 
können. Weiter können wir rechnen auf ein Quantum von 8000 m? 
aus Pottſchach, auch auf dieſes iſt abſolut zu rechnen, denn Sie 
wiſſen, dafs die Leiſtungsfähigkeit des Pottſchacher Werkes eine 
höhere iſt; nachdem aber dasſelbe unter den jetzigen Verhältniſſen 
nur ſelten beanſprucht wird, daher immer große Waſſermaſſen vor⸗ 
handen find, kann man ſagen, daßs auch in der Minimalperiode 
dieſes Quantum abſolut zu erreichen ſein wird. Weiter iſt in 
Rechnung zu ſtellen das bereits erwähnte nun zu concedierende 
Quantum von 35.834 ms, welches aus dem Quellengebiete ober- 
halb des Kaiſerbrunnens gewonnen werden ſoll. Da handelt es 
ſich um eine große Anzahl von Quellen, zunächſt um die Quelle 
des großen Höllenthales, welche in der Minimalperiode nach den 


Meſſungen, die ſeit längerer Zeit vorgenommen worden ſind, eine 


Viertelmillion Eimer gibt. Weiters handelt es ſich dabei um die 
Singerinquelle, welche ungefähr zwei Drittel dieſes Quantums 
gibt, endlich um die mächtigſte Quelle in jener Gegend, welche an 
der Schneealpe entſpringt, um die ſogenannte Waſſeralmquelle. Es 
iſt hier der Ort, um auf die. techniſchen Arbeiten zur Einleitung 
der Quellen zu verweiſen und um in kurzen Worten ein Bild über 
den Stand dieſer Arbeiten zu geben. Den geehrten Mitgliedern 
iſt bekannt, daſs der Stollen von der Quelle des großen Höllen⸗ 
thales bis zum. Kaiſerbrunnen fertiggeſtellt iſt. Derſelbe könnte 
heute ſofort benützt werden, und wenn wiederum vor Vollendung 
dieſer jetzigen Zuführungen und Vorkehrungen es ſich darum handeln 
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würde, das Waſſer des großen Höllenthales in das Kaiſerſchloſs 
einzuleiten, fo würde dazu nicht mehr das proviſoriſche Gerinne 
benützt werden, ſondern dieſer Stollen, welcher zu dieſem Zwecke, 
wie geſagt, vollkommen fertig hergeſtellt und dienſtbar gemacht 
werden kann. Von dem großen Höllenthale aufwärts bis zur 
Waſſeralm, d. i. der äußerſte Endpunkt der derzeitigen Leitung, iſt 
eine Diſtanz von 15 km. Davon ſind 8 km Stollen, 7 km 
Rohrleitung und jetzt, nachdem in den jüngſten Tagen auch das 
Territorium der Wiener-Neuſtädter Militärakademie durchfahren 
werden darf und dort die Arbeiten begonnen haben, ſind ſämmtliche 
Arbeiten an den Stollen beſetzt. Es iſt eine große Anzahl von Zu⸗ 
bauſtollen vollendet, von welchen aus der Leitungsſtollen in An⸗ 
griff genommen worden iſt, und es haben die Arbeiten an den 
Zubauſtollen bei der Militärakademie begonnen, ja, ein großes 
Stück iſt bereits in den Berg hineingeführt. Dieſe Stollen⸗ 
arbeiten nun dürfen bei dem ſehr bedeutenden Fortſchritte der 
Arbeiten ungefähr bis Ende des Jahres fertiggeſtellt werden. Für 
die Rohre hat der Gemeinderath bereits Vorſorge getroffen, indem 
er die dafür erforderlichen Mittel bewilligte. Die Offertausſchreibung 
iſt erfolgt, die Vergebung der Arbeiten iſt bereits geſchehen und es 
wird auch an dieſen Rohren bereits gearbeitet, jo daßs alſo dieſe 
7 km Rohre und die dazu erforderlichen Arbeiten für die Ein- 
bettung ꝛc. der Vollendung entgegengeführt werden können, ſobald 
die Conceſſion rechtskräftig vorliegt. 

Zu bemerken kommt hier noch Folgendes: Eine der wich⸗ 
tigſten Arbeiten, eine ſehr langwierige, ſchwierige und zeitraubende 
Arbeit iſt die der Unterfahrung der Quelle an der Schneealpe, 
der Waſſeralmquelle. Dazu iſt um die Bewilligung angeſucht 
worden, und zwar um die proviſoriſche. Bewilligung, ſowie fie 
ertheilt wurde behufs Herſtellung des Stollens vom großen Höllen⸗ 
thale abwärts zum Kaiſerbrunnen. Dieſe Genehmigung iſt noch 
ausſtändig; die Commiſſion hat bereits ſtattgefunden, und es iſt 
zu gewärtigen, dass die I. Inſtanz, die Bezirkshauptmannſchaft 
Neunkirchen, in den nächſten Tagen die diesfällige Entſcheidung 
der Gemeinde intimieren wird. | 

Es iſt zu bemerken, das dieſe Bewilligung immer in der 
Weiſe ertheilt wird, dafs mit Rückſicht auf die Dringlichkeit der 
Waſſerverſorgung und die Unaufſchiebbarkeit der betreffenden 
Arbeiten der Gemeinde die Genehmigung ertheilt wird, auf ihre 
Koſten die Arbeiten vorzunehmen, und daſs dagegen ergriffene 
Recurſe eine aufſchiebende Wirkung nicht haben, ſo daſs nach Zu⸗ 
ſtellung dieſer Entſcheidung auch dieſe letzte wichtigſte Arbeit be- 
gonnen werden kann. | 

Wenn dieſe Arbeiten alle durchgeführt find, was im Verlaufe 
des nächſten Semeſters, ſagen wir in ſechs, acht Monaten geſchehen 
kann, dann iſt jedes Hindernis für die Einleitung dieſes großen 
Waſſerquantums beſeitigt, und wenn dann die Coneeſſion rechts: 
kräftig geworden iſt, iſt kein Anſtand gegen die Einleitung aller 
dieſer Quellen. 5 

Sollte wider Vermuthen das Quantum von 35.800 me nicht 
aus dieſen einzuleitenden Quellen — das iſt die große Höllen⸗ 
thalquelle, die Singerinquelle, die Quelle im Reisthale und an 
der Schneealpe — beſchafft werden, ich ſage, wider Vermuthen, 
jo würde die Gemeinde in der Lage fein, noch andere große 
Quellen, die zu Gebote ſtehen, ſofort einzuleiten, weil die Con: 
ceſſion dahin lautet, dieſes Quantum aus dem Quellengebiete 
oberhalb des Kaiſerbrunnens einzuleiten. Unter dieſen Quellen 
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nenne ich die des Heufuß, die eine große Waſſermenge liefert, im 
Winter conſtant iſt, und die zur Ergänzung benützt werden könnte. 

Nun bitte ich feſtzuhalten an der Ziffer, welche ſich zuſammen⸗ 
ſetzt aus dem Minimalquantum, welches die jetzigen Hochquellen 
geben, welches Pottſchach liefern ſoll — 8000 m? — und aus dem 
Ergänzungsquantum, deſſen Beſchaffung jetzt Gegenſtand der Action 
bei den Behörden iſt. Sie erhalten dann ein Quantum von 
61.000 m? = 610.000 hl oder 1,080.000 Eimer. 

Von Wichtigkeit iſt weiters die Ziffer, welche die muthmaßliche 
Bevölkerung im Jahre 1900 und im Jahre 1910 darſtellt. Den 
Herren iſt bekannt, dafs: die Bevölkerungszunahme in der Stadt 
Wien — man könnte ſagen — in einer geſetzmäßigen Regel⸗ 
mäßigkeit erfolgt, und zwar derart, dass die Bevölkerung der alten 
Stadt alljährlich um rund 10.000 Köpfe — zwiſchen 9700 bis 
9900 — zunimmt, während die Bevölkerung der ſogenannten 
Vororte, der neu zugewachſenen Gebiete um rund 15.000 Köpfe 
per Jahr ſich vermehrt. | 

Sie haben alſo alle Jahre einen Zuwachs von rund 25.000 
jährlich und wenn Sie bezüglich der Waſſerverſorgung einen Plan 
verfolgen, ſo müſſen Sie mindeſtens auf die Zeit von 10 bis 
15 Jahren vorausſehen und die dann vorausſichtlich vorhandene 
Bevölkerung zur Grundlage Ihrer Berechnung nehmen. Es iſt 
das ſchon deshalb nothwendig, weil dieſe Arbeiten, wie ja die jetzt 
zur Durchführung gelangenden Arbeiten zeigen, immer eine Reihe 
von Jahren beanspruchen, ganz abgeſehen von der Langwierigkeit 
der Verhandlungen bei den politiſchen Behörden, die immerhin 
drei bis vier Jahre in Anſpruch nehmen, fo dafs man, wenn man 
bloß für die nüchſten fünf Jahre vorſorgen würde, vielleicht erſt 
fertig wäre, wenn die Waſſerverſorgung bereits wieder Mangel 
leidet. Man mufs alſo die Bevölkerungsziffer auf einen längeren 
Zeitraum berechnen und zur Grundlage des Bedarfs machen. Nach 
der von mir erwähnten Verrechnungsziffer haben Sie Ende des 
Jahres 1900 eine Bevölkerung von rund 1,700.000 und Ende 
des Jahres 1910 von rund 2,000.000 Köpfen in Wien. Sie 
müſſen alſo bei Ihren Beſchlüſſen über die Waſſerverſorgung 
mindeſtens das Jahr 1900, noch beſſer aber das Jahr 1910 be— 
rückſichttgen und Ihre Maßregeln derart einrichten, daſs Sie für 
dieſe Bevölkerung hinreichend Waſſer zur Verfügung ſtellen. 

Nun komme ich zu einem der wichtigſten Punkte, welcher in 
dieſer Frage Gegenſtand der Debatte ſein wird, und welcher auch 
ſchon vielfache Beſprechung gefunden hat; es iſt das die Auf⸗ 
ſtellung jener Formeln, welche den Waſſerbedarf einer Stadt in 
Ziffern darſtellen. Die Herren wiſſen, daſs heute im alten Stadt- 
gebiete ein Quantum von 251 per Kopf als das für die Bedürf⸗ 
niſſe der Bevölkerung erforderliche Mindeſtquantum zugewieſen 
wird. Es iſt die Einrichtung unſerer Waſſerleitung derart, dass 
aus dieſem Quantum von 251 der Geſammtbedarf der Bevölkerung 
ſowohl an reinem Haushaltungswaſſer als auch an Waſſer für 
ſonſtige Zwecke, zum Beiſpiel für Straßenbeſpritzung, Speiſung 
verſchiedener maſchineller Anlagen ꝛc. gedeckt wird. Nun iſt es 
allerdings ein Ideal, welchem nachzuſtreben die Bevölkerung Wiens 
allen Anlass hätte, wenn es möglich wäre, ſämmtliche Zwecke der 
Waſſerverſorgung aus einer und derſelben Leitung zu beſorgen; es 
würde das vorausſetzen, dafs die Gemeinde ein fo enormes 
Quantum des beſten Waſſers zur Verfügung hätte, um nicht nur 
die Haushaltungszwecke zu befriedigen, ſondern auch alle übrigen 
Zwecke, welche heute noch zu geringe Berückſichtigung im Haus⸗ 
halte der Gemeinde finden müſſen. 
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Nun iſt noch mit einer Thatſache zu rechnen und die That— 
ſache iſt folgende. Die Gemeinde Wien wird, und ſie wird darin 
vom Geſetze unterſtützt, die Möglichkeit haben, ihren Bedarf an 
Trinkwaſſer zu decken bis zur äußerſten Grenze. Es iſt gar keine 
Frage, dass dazu das Geſetz die Handhabe bietet und dass alle 
anderen Zwecke der Bewohner draußen, für welche dieſelben das 
Waſſer benutzen, zurückſtehen müſſen. Anders ſtellt ſich die Sache, 
wenn die Gemeinde nicht bloß den Trinkwaſſerbedarf, ſondern 
auch den Bedarf für alle übrigen Zwecke beſorgen ſollte, da mufs 
die Gemeinde mit ihrem Zwecke zurückſtehen gegen die höheren 
Zwecke der Bewohner. 


Es iſt gewiss, dajs die Staatsverwaltung nicht zugeben 
könnte, daſs die Gemeinde auf dieſe Art das ganze Gebiet voll— 
ſtändig entwäſſert und die Lebensbedingungen der Bewohner 
draußen verſchlechtert und ihren induſtriellen Anlagen dadurch, 
dafs ihnen das Waſſer entzogen wird, ich möchte jagen den 
Lebensfaden abſchneidet. Es iſt alſo, wie die Verhältniſſe ſtehen, 
da wir beſchränkt ſind auf das zunächſtliegende Gebirgsgebiet, 
nicht möglich und nicht zu erwarten, daſs das Bedürfnis an 
Waſſer für alle Zwecke der Gemeinde aus jenem Gebiete befriedigt 
werden kann. Es wird immer als ein befriedigender Zuſtand be⸗ 
zeichnet werden können, wenn der Bedarf an Trinkwaſſer ſo 
befriedigt werden kann, daſs das Hochquellenwaſſer zum Trinken 
verwendet wird, das beſte Waſſer, welches in der Welt für eine 
Stadt zur Verfügung ſteht, eine Thatſache, über welche ein 
Zweifel nicht beſteht. 


Nun iſt bei der Erwägung dieſer Frage ein weiterer Punkt 
feſtzuhalten, es iſt dies die Faſſungsfähigkeit, die Capacität des 
Aquäductes. Die Capacität des Aquäductes ift täglich rund 138.000 mö. 
Wenn alſo in dem Quellengebiete das genügende Waſſerquantum 
vorhanden iſt, kann täglich ein Quantum von 138.000 m? nach Wien 
hereinfließen. Über dieſes Quantum hinaus iſt eine Waſſerverſorgung 
durch den jetzigen Aquäduct nicht möglich. Die Herren ſehen aber, 
wie die Verhältniſſe heute ſtehen, ein wie geringes Quantum Hoch⸗ 
quellenwaſſer hereinläuft. In der Minimalperiode wäre der Aquäduct 
nur einige Zoll hoch an ſeinem Boden bedeckt, alles übrige wäre 
nahezu leer. Nun iſt aber bekannt, welche Summe der Aquäduct 
gekoſtet hat — weit über zehn Millionen, und es iſt gewifs — 
ich möchte ſagen: ein Gebot national⸗ökonomiſcher Vorſicht, dieſe 
zehn Millionen dadurch fruchtbringend zu machen, dass der 
Aquäduct ausgenützt wird, fo daßs jenes Waſſerquantum hereinläuft, 
welches er faſſen kann. 


Die Hochquellen haben wie jede Quelle im Gebirge die 
Eigenthümlichkeit, in der Zeit der großen Fröſte, der anhaltenden 
Kälte, mit ihrer Ergiebigkeit herabzuſchmelzen. Man kann die 
Ergiebigkeit der Quellen nur nach dem Ergebniſſe in dieſer Mi⸗ 
nimalperiode berechnen, man darf aber die Verwendbarkeit des 
Aquäductes nicht lediglich nach dieſer Minimalperiode beurtheilen. 
Denken Sie, es würde im Winter wirklich gelingen, 138.000 m’ 
durch den Aquäduct hereinzuführen, fo würde ſicher fein, dafs die 
Quellen, welche dieſes Minimalquantum liefern, eine ſo rieſige 


Menge Waſſer geben, daſs das drei- bis vierfache Quantum 
abgeleitet werden kaun. Es iſt nicht daran zu denken, in der Mini⸗ 
malperiode mehr als 90⸗ bis 93.000 m? Waſſer hereinzubringen. Das 


würde in der Sommerperiode, in der Zeit der Maxima, ein Quantum 
von rund 140.000 m? geben. Wenn Sie nun die Ziffern, welche 
ich mir anzuführen erlaubt habe, vergleichen, das iſt das Quantum 
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von 61.000 m? mit der Bevölkerungsziffer im Jahre 1910 mit 
zwei Millionen, ſo kommen Sie zu folgenden Ergebniſſen. 

Wenn Sie dieſe 61.000 ms derart vertheilen, dafs Sie auf 
jeden Kopf der Bevölkerung 25 1 Haushaltungswaſſer, d. i. Trink⸗ 
waſſer und reines Haushaltungswaſſer, rechnen, ſo können Sie 
für 2,400.000 Köpfe Waſſer geben. Sie ſehen, meine Herren, 
dajs alſo im Jahre 1910 noch für 400.000 Einwohner mehr Waſſer 
vorhanden ſein wird, wenn Sie die Leitung mit dem jetzt zur Ver- 
fügung ſtehenden Quantum nur für Trinkwaſſer und Haushaltungs⸗ 
zwecke verwenden. 


Beginn der Activierung das Hochquellenwaſſer zugemeſſen hat, 
nämlich 0˙6 Eimer oder 34 1 per Kopf, auch als ausreichend 
für Trinkwaſſerzwecke betrachten, fo würden Sie damit eine Be 
völkerung von 1,800.000 Einwohner verſorgen können. Mit dem 
Quantum, welches wir haben, wird, ſobald die jetzigen Quellen, 
an deren Einleitung gearbeitet wird, hereingeleitet find, für Trink— 
waſſerzwecke für die Stadt Wien über das Jahr 1910 hinaus 
geſorgt ſein. 

Die Frage, die man aufwerfen könnte, iſt die, ob die Ziffer 
von 25 per Kopf hinreicht. Ich verweiſe hier auf die That- 
ſache, daſs heute 25 hinreichen, und dafs nicht nur der Trink 
waſſerbedarf, ſondern auch der Bedarf für die Straßenbeſpritzung, 
die Beſpritzung der Gärten und öffentlichen Schlachthäuſer u. ſ. w. 
auch noch durch dieſes Quantum von 25 beſorgt wird. 

Wenn wir ſagen, wir werden in der Zukunft der Bevölkerung 
401 oder 341 oder 25 1 für Trinkwaſſer und Haushaltungszwecke zur 
Verfügung ſtellen, fo muſs man zu dem Schluſſe kommen, dafs dies für 
dieſe Zwecke vollkommen ausreichend ſein wird. Die andere Frage iſt 
aber die: Auf welche Weiſe ſoll man die anderen Zwecke erfüllen, 
wie ſoll man die Bedürfniſſe der Stadt, die ungemein mannig- 
faltige find, befriedigen, und da verweiſe ich auf Folgendes: 

Beſpritzung der Gärten und Straßen. 

Ein Capitel, welches zu mannigfachen Klagen Anlass gibt 
(Sehr richtig! links), die Beſpritzung der Straßen in Wien, wird 
nicht ſo durchgeführt, wie es wünſchenswert erſcheint. 

Sie ſehen, daſs die Straßen eigentlich nicht beſpritzt werden. Es 
iſt das namentlich in den heißen Monaten mehr eine ſymboliſche 
Handlung, die ſo ausſieht, als würde man allgemein den Glauben 
erregen, daſs wirklich zweimal aufgeſpritzt wird, aber wenn Sie 
eine Viertelſtunde nach dem Manne, der aufſpritzt, kommen, ſo 
ſehen Sie nichts mehr davon. Das iſt nicht eine Reinigung der 
Straßen, wie wir ſie verlangen müſſen. Es würde dem Zwecke 
nur eine Abſchwemmung, eine ſolche Sättigung entſprechen, durch 
welche wirklich der Staub gebunden, und dass namentlich in der 
heißen Zeit in den Abendſtunden eine ſolche Kühle erzeugt wird, 
dafs die Exiſtenz in der Stadt erträglich wird. Das iſt nur möglich, 
wenn hinreichend Waſſer zur Verfügung ſteht. 

Sie haben ferner die „Verſorgung der Bäder“. Sie 
wiſſen, der Gemeinderath hat ſchon ſehr bedeutende Summen aus⸗ 


gegeben und er wird noch viel größere ausgeben müſſen, um die jetzt 


beginnende Action zu vollenden, Volksbäder in allen Theilen 
der Stadt, insbeſondere in jenen zu errichten, von denen aus die 
Bäder der Donau nur ſchwer und mit vielen Koſten zu erreichen 
ſind. Dieſe Bäder ſind nach meinem Dafürhalten nur höchſt noth⸗ 
dürftig dotiert und dazu noch mit einem Waſſer, welches dieſem 
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Zwecke, wie die Arzte beſtätigen, nicht vollkommen entſpricht; 
denn es iſt gewiss nicht geſundheitlich anempfehlenswert, ſich mit 
einem Waſſer von circa 9 bis 10% zu waſchen, oder in einem 
ſolchen zu baden. Es würde niemandem einfallen, bei einer ſolchen 
Temperatur in der Donau ein Bad zu nehmen. Alſo, es würde 
ein anderes Waſſer, welches etwas wärmer iſt, dieſen Zwecken 
gewiſs mehr entſprechen. 

Nun haben Sie die „Canal ſchwemmung“. Dieſe ge⸗ 
ſchieht in einer außerordentlich unvollkommenen Weiſe, weil man 


das nöthige Waſſer nicht dazu hat. 
Das iſt ein wichtiger Umſtand, denn Sie kommen dann mit 

dem jetzigen Quantum über das Jahr 1910 noch hinüber aus, 

und würden Sie jenes Quantum, welches die Gemeinde Wien bei 


Ferner die „Verſorgung der Fabriken und gewerblichen 
Anlagen mit Waſſer zur Keſſelſpeiſung und zur Fabri⸗— 
cation“. Das iſt ein Capitel von der größten Wichtigkeit; man 
konnte ſich aber darüber bis heute nicht in einer Weiſe ergehen, 
wie es im Intereſſe der Stadt und der Entwicklung ihrer Induſtrie 
nothwendig wäre. 

Heute ſtehen die Verhältniſſe fo, dass manche Etabliſſements 
geradezu auf die Gnade der Gemeinde, auf einige Hektoliter Waſſer 
täglich angewieſen find, Zuſtände, die gewiss nicht wünſchenswert 
find, nicht im Intereſſe der Gemeinde liegen, da vielmehr die 
Gemeinde ein Intereſſe daran hat, dafs eine reiche und blühende 
Induſtrie ſich in ihren Mauern etabliere; denn nur auf dieſe Weiſe 
wird es möglich fein, dass die Gemeinde all die großen Laſten 
trägt, die ihr nach unſerem Geſetze und unſerer jetzigen Culturſtufe 
zufallen. Es iſt alſo, wie gefagt, eine Unzahl von Zwecken vor- 
handen, welche erfüllt werden müſſen und es iſt die Frage berechtigt, 
auf welche Weiſe dieſe erfüllt werden ſollen? 

Wie bereits erwähnt, wird es nicht möglich ſein, durch eine 
einheitliche Leitung alle dieſe Ziele zu erreichen, und zwar aus 
einem höchſt einfachen Grunde. Wenn Sie die Trinkwaſſerverſorgung 
und dieſe Verſorgung mit Waſſer zweiter Qualität vereinigen 
würden, jo würde heute ſchon der Aquäduct dazu nicht ausreichen; 
es wäre nicht möglich, insbeſondere in der Sommerperiode, die 
vielen Bedürfniſſe vollſtändig mit dem jetzigen Aquäduct zu be⸗ 
friedigen, denn, wenn man auch über dieſe Formeln, die ich 
erwähnt habe, die man über den Waſſerverbrauch der Städte auf⸗ 
ſtellt, verſchiedener Meinung iſt, fo ſteht eines feſt: Das geringſte 
Waſſerquantum zur Befriedigung aller dieſer Bedürfniſſe, die ich 
erwähnt habe, iſt per Kopf 1001; Sie finden in den Werken der 
Sachverſtändigen, die ſich mit dieſer Frage befaſst haben, weit 
höhere Ziffern, 150 bis 1701 und noch mehr. Es gibt auch Städte, 
in denen ganz abnorme Quantitäten zu dieſen Zwecken zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Es iſt bereits durch die Zeitungen gegangen das 
Beiſpiel der Stadt Philadelphia, deren Jahrbuch mir vorgelegen 
it. Aus demſelben geht hervor, dais ungefähr 450 bis 5001 per 
Kopf zu dieſem Zwecke zur Verfügung ſtehen. Allerdings hat dort 
jedes Haus und nahezu jede Wohnung ihr Bad, es werden die 
Gärten und Straßen in der ausgiebigſten Weiſe beſpritzt und es 
wird das enorme Gemeindegebiet wirklich glänzend mit Waſſer ver⸗ 
ſorgt. Freilich kann ſich das Waſſer mit unſerem Hochquellen⸗ 
waſſer in keiner Weiſe meſſen; es iſt lediglich Flufswaſſer. 

Nun handelt es ſich darum, wenn es möglich ift, den Trink— 
waſſerbedarf — das iſt der wichtigſte und dringendſte Bedarf der 
Bewohner der Gemeinde — durch eine Leitung des vorzüglichſten 
Waſſers zu befriedigen, ob es ſich da nicht empfiehlt, alle übrigen 
Zwecke, welche durch Waſſer zu beſorgen ſind, zu trennen und für 
dieſe eine eigene, zweite Leitung von Waſſer zweiter Qualität — 
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möchte ich ſagen — anzulegen. Eine Leitung, deren Errichtung in 


ſucceſſiver Weiſe man in der Hand hat, jo daj3 eine Inveſtierung. 


der Koſten mit einer Verwertung des Waſſers Hand in Hand 
geht, und zwar in einer Weiſe, daſs man unbeſchränkte Quanti⸗ 
täten des Waſſers zur Verfügung hat, wie eben die Bedürfniſſe, 
welche ja dann erſt ſich bilden müſſen, es erheiſchen. Sie 
wiſſen, daſs es mit den Waſſerleitungen jo geht, wie es früher 
mit den Eiſenbahnen gegangen iſt. Die Eiſenbahnen wurden erbaut, 
und heute zeigt es ſich, daſs fie in manchen Gegenden den 
Anſprüchen des Verkehres nicht mehr entſprechen; die Waſſerleitung 
wurde gebaut und anfänglich hat die Gemeinde kaum eine ein⸗ 
halbpercentige Verzinſung ihres Capitales erhalten, weil allmählich 
erſt die Bevölkerung ſich daran gewöhnt und den Wert dieſer Ein- 
richtung zu erkennen Gelegenheit hatte und dann auch allmählich 
dieſe Einrichtung ſchätzen lernte. Es werden dann Etabliſſements, 
welche heute nicht errichtet werden können, errichtet werden, weil 
ſie hinlängliches Fabricationswaſſer, Waſſer für die Dotierung und 
Speiſung ihrer Keſſel zur Verfügung haben zu geringeren Koſten, 
als es heute zu beſchaffen möglich iſt. Eine Leitung, welche alle 
dieſe Zwecke befriedigt und welche ſolch große und bedeutende 
Quantitäten zur Verfügung ſtellt, kann nach der Lage unſerer 
Stadt nicht anders gemacht werden, als aus der Donau, und es 
iſt für jeden, der unſere Verhältniſſe kennt, ich möchte ſagen: ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daſs, wenn man Waſſer zweiter Qualität für dieſe 
Zwecke zu beſchaffen ſich anſchickt, man dort hingreift, wo das 
Waſſer in der nächſten Nähe und billiger Weiſe zu haben iſt. 
Dabei iſt ein Umſtand zu berückſichtigen, der ſehr in die Wagſchale 
fällt, das iſt, daſs die Genehmigung, der Conſens zur Anlage einer 
ſolchen Leitung, zur Abfuhr oder zum Pumpen der erforderlichen 
bedeutenden Quantität leicht zu erlangen iſt, weil niemand behaupten 
kann, daſs durch Entnahme von — ſagen wir — ein oder zwei 
Millionen Hektolitern aus einem ſo großen Fluſſe, wie die Donau 
iſt, irgend jemandem Schaden zuwächst; es iſt mit einem Worte 
das ganze Verfahren zur Erlangung der Conceſſion außerordentlich 
einfach und kurz, und die Gemeinde wird in näheſter Friſt in der 
Lage ſein, den Conſens zur Ableitung eines beliebigen Quantums 
Waſſer zu bekommen. 

Wenn die Trennung der Waſſerverſorgung auf dieſe Weile 
erfolgte, würde, wie ich bereits nachgewieſen habe, der Bedarf 
an Trinkwaſſer auf eine lange Reihe von Jahren, weit über 
30 Jahre hinaus gedeckt ſein, und es wäre dann Sache des Ge⸗ 
meinderathes, durch Einrichtung dieſer zweiten Leitung das nöthige 
Waſſerquantum ſobald als möglich für die Nutzwaſſerzwecke der 
Stadt zur Verfügung zu ſtellen, um eine Entlaſtung der Hoch- 
quellenleitung in kürzeſter Zeit durchzuführen. Die Geſichtspunkte, 
von denen ausgehend der Stadtrath das ganze Materiale geſichtet 
und dem Gemeinderath vorbereitet hat, gehen davon aus, daſßs 
die Waſſerverſorgung der Gemeinde nicht in die Hände von 
Privaten, ſeien dieſe Privatperſonen oder Geſellſchaften, gelegt 
werden darf; die Gemeinde darf nicht wieder in die Lage kommen, 
jene Erfahrungen zu machen, die ſie bei der Beleuchtung zu machen 
ſo reichlich Gelegenheit hatte, und welche zu Beſchlüſſen führen 
müſſen, wie ſie der Gemeinderath vor kurzer Zeit zu faſſen genöthigt 
war. Die Waſſerverſorgung, eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung der 
Gemeinde, kann nur von der Gemeinde beſorgt werden, ſie iſt 
Aufgabe der Gemeinde und kann nicht in die Hände von Privaten 
gelegt werden. Weiter darf unter keiner Bedingung die Qualität 
des jetzt zu Trinkzwecken verwendeten Waſſers eine Verſchlechterung 
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erfahren. Da rechnen Sie mit Factoren, gegen die anzukämpfen 
unmöglich iſt. 

Sie würden niemandem in dem alten Stadtgebiete begreiflich 
machen, dass er deshalb, weil eine Erweiterung der Waſſerver⸗ 
ſorgung erfolgt, genöthigt werden kann, ſchlechteres Waſſer zu 
trinken, das glaube ich, iſt unmöglich, und umgekehrt würde es gar 
niemandem gelingen, die Bevölkerung zu überzeugen, daſs die jo- 
genannten Vororte, die zugewachſenen Gebiete hinreichend mit Waſſer 
verſorgt ſind, wenn ſie ſchlechtes Waſſer bekommen. Einen Ge⸗ 
meinderath, der das beſchließen könnte, gibt es einfach nicht, es 
müſſen die alten und neuen Gebiete mit demſelben Waſſer, mit 
Waſſer derſelben Qualität verſorgt werden, einen Unterſchied kann 
es nicht geben. Wenn Sie nun dieſe Grundſätze acceptieren, kommen 
Sie auch dazu, die Anträge zu billigen, welche der Stadtrath 
Ihnen unterbreitet. 

Wenn in dem zweiten Punkte ſchon Stellung genommen iſt 
zur Leitung, welche ich erwähnt habe, die das Waſſer zweiter 
Qualität für dieſe vielen Zwecke der Stadt liefern ſoll, ſo werden 
Sie einem Umſtande Rechnung tragen müſſen, der, wie ich glaube, 
von der größten Wichtigkeit iſt. Ein ſo großes Werk, wie es dieſe 
Waſſerleitung darſtellt, iſt nicht in einem und nicht in zwei Jahren 
zu vollenden, es iſt dazu eine Reihe von Vorkehrungen nöthig, 
welche erſt eine Projectaufſtellung ermöglichten, ſo z. B. iſt es 
heute eine offene Frage, ob, wenn ſich der Gemeinderath für eine 
ſolche Leitung entſcheidet, die Waſſerentnahme auf dem rechten oder 
linken Ufer erfolgen ſoll, ob ſie erfolgen ſoll durch einen Stollen 
oder durch Brunnen, mit einem Worte, es tritt eine Reihe von 
offenen Fragen heran, die erſt geklärt, erſt ſtudiert werden 
müſſen. Um nun dieſe Studien zu ermöglichen, wird Ihnen 
beantragt, eine gewiſſe Summe zu genehmigen. Es iſt nothwendig, 
Bodenunterſuchungen vorzunehmen, Verſuchsbrunnen anzulegen, 
kurz, eine Reihe von ſolchen für Studien erforderlichen Arbeiten 
auszuführen, die ohne die nöthige Koſtenbedeckung natürlich nicht 
ausgeführt werden können, welche aber die Grundlage für die 
Abfaſſung von Projecten bilden müſsten, jo dass der Gemeinderath 
in die Lage käme, über die Art und Weiſe der Waſſerentnahme ſelbſt 
Beſchluſs zu faſſen. Im großen und ganzen iſt nun zu ſagen, dass 
die Studie des Bauamtes, welche vorliegt, davon ausgeht, es ſei 
eine ſolche Waſſerverſorgung einzurichten, dass fie mit geringeren 
Koſten begonnen und allmählich nach Bedarf der Stadt erweitert 
werden kann. Die Art und Weiſe iſt natürlich heute nicht zu bes 
ſtimmen. Die Studie ſelbſt iſt eben nur eine Studie, um beiläufig 
ein Maß der aufzuwendenden Koſten zu erhalten; es iſt in dieſer 
Studie eine Art Stollen dargeſtellt, welcher, ſich an dem oberen 
Gelände der Stadt hinziehend, beſtimmt wäre, die Waſſermenge 
aufzunehmen. Es wäre nichts anderes als eine Art langgeſtreckten 
Waſſerreſervoirs, von dem aus die Röhren zur Vertheilung des 
Waſſers für Canäle und andere Zwecke einzuleiten wären. Es be⸗ 
ſteht über dieſe Studie eine große Anzahl von Plänen; dieſe 
werden in der nächſten Sitzung auch hier angebracht werden, ſo 
dafs man einen Einblick in die Details bekommt; aber wie gejagt, 


dieſe Studie hat nur den Wert einer ſolchen; ein beſtimmtes 


Project kann erſt ausgearbeitet werden, wenn beſtimmte Anträge 
vorliegen über die Waſſergewinnung und über die Art und Weiſe 
der Waſſervertheilung. 

Es wäre hier noch zu erwägen, ob denn das Waſſer, das 
aus der oberen Donau entnommen werden ſoll, auch dieſen Zwecken 
zu dienen geeignet wäre. Nun, ich habe hier ein Gutachten des 
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Herrn Stadtphyſicus, aus welchem einige Punkte zu verleſen mir 
geſtattet werden möge. Es heißt hier im Gutachten (liest): „Nach 
dieſem Antrage, in deſſen ſorgfältig erwogenen und ausgeführten 
Einzelheiten einzugehen als überflüſſig erachtet werden kann, ſoll 
nur das Hochquellenwaſſer dem Genuſſe gewidmet ſein und mit 
demſelben wie mit jedem koſtbaren Gute weiſe geſpart werden. 
Dass dies nur geſchehen könne, wenn für gewiſſe untergeordnete 
Leiſtungen leicht zu beſchaffendes Waſſer in hinreichender Menge von 
für ſolche Zwecke genügender Qualität durch eine Nutzwaſſerleitung 
zugeführt und ſolchermaßen das bis dahin hiefür aufgewendete, um 
nicht zu ſagen: vergeudete Hochquellenwaſſer nur zu Zwecken des 
Genuſſes herbeigezogen werden kann, liegt auf der Hand. 

Man kann ſich der Einſicht nicht verſchließen, dais eine ſolche 
Nutzwaſſerleitung ſchon jetzt wünſchenswert iſt, für die Folge aber, 
und zwar ſehr bald, ein unabweisliches Bedürfnis werden wird, 
Grund genug, um dieſelbe ſobald wie möglich ins Werk zu ſetzen.“ 

Ich bemerke, dafs dies im Juli 1883 geſchrieben iſt; 
ſehen, wenn damals die Sache drängend war, ſo iſt heute die 
Entſcheidung umſo drängender. — „Da durch die Nichteinleitung des 


Nutzwaſſers in die Privatwohnungen leicht dafür geſorgt werden 


kann, dass ſodann Nutzwaſſer wirklich ausſchließlich nur zu den 
in dem Entwurfe angeführten Zwecken: Beſpritzung der Straßen, 
Plätze und Gärten, Durchſpülung der Canäle und der Piſſoirs, 
für induſtrielle Zwecke, Schlachthäuſer ꝛc., benützt und mit dem 
Genufswaſſer niemals verwechſelt werden kann, fo läſst ſich vom 
ſanitären Standpunkte, allerdings unter dem ausdrücklichen Vor⸗ 
behalte, daßs das Fluſswaſſer durch zweckentſprechende Behandlung 
jene Qualität erlangt, welche nach den jetzigen hygieniſchen An— 
ſchauungen auch für Nutzwaſſer, namentlich für die Zwecke der 
Straßenbeſpritzung gefordert werden mufs, nicht nur nichts gegen 
die Herſtellung eines ſolchen Werkes vorbringen, ſondern es muss 
betont werden, dafs nur dadurch die Commune in die Lage geſetzt 
ſein wird, den verſchiedenen aufgetauchten Waſſerverſorgungs⸗ 
Projecten in ſanitärer Hinſicht wirkſame Concurrenz bereiten zu 
können.“ 


Es iſt intereſſant, dieſe Ausführungen zu verfolgen, weil ſie 
ja ſchließlich die Außerungen eines Mannes ſind, der in ärztlichen 
Kreiſen eine Autorität genießt, ſchon vermöge ſeiner Stellung als 
ärztlicher Beirath der Gemeinde. 

Es liegen in dieſer Richtung noch andere Gutachten vor; ich 
behalte mir vor, wenn es nothwendig iſt, auch dieſe Gutachten 
noch zur Verleſung zu bringen. Es iſt da z. B. ein Bericht des 
von der k. k. Geſellſchaft der Arzte gewählten Comités über die 
Wienthal⸗Waſſerleitungsfrage. 


In dieſem Berichte, der eine ausführliche Darſtellung des 
Wienthalleitungs⸗Projectes enthält, wird ausgeführt, in welcher 
Weiſe die Waſſerverſorgung der Stadt ſich entwickeln müſſe; ſo 
wird z. B. geſagt, das Comité verkenne nicht die unabweisliche 
Nothwendigkeit, die weſtlichen Vororte Wiens in hinreichender 
Menge mit gutem, gefunden, erfriſchenden Waſſer zu verſehen. 


Alle Unterſuchungen der Fachmänner führen dahin, dajs das 
Quellengebiet des vom Schneeberge und dem Nachbarberge um⸗ 


gebenen Höllenthales als dasjenige bezeichnet werden muſs, deſſen 


Waſſer in Quantität und Qualität das vorzüglichſte iſt. 

Was die Quantität der Höllenthalquellen anbelangt, ſo 
‚fügen ſich die Partiſanen der Wienthal-Wafferleitung auf die durch 
nichts nachgewieſene Behauptung, dafs die zu beſchaffende Qu antität 


Sie 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 51, 1. Juli 1892. 


mm III I III —— NDR NN YH NAD 


Hochquellenwaſſers möglicherweiſe unzureichend ſein wird, die weſt⸗ 
lichen Vororte hinlänglich mit Waſſer zu verſorgen. 

Es iſt nun intereſſant, in einer Emanation der k. k. Ge⸗ 
ſellſchaft der Arzte auch wieder eine Art taktiſches Vorgehen con⸗ 
ſtatiert zu ſehen, welches wir wiederholt bemerkt haben. Wenn 
nämlich irgend eine Waſſerleitungs⸗Unternehmung etwas erreichen 
will, ſo wird immer geſagt, die Hochquellenleitung iſt unzureichend, 
daher muſs — wie es natürlich immer heißt — dieſes Unter— 
nehmen unterſtützt und acceptiert werden. Das iſt ſchon damals 
bei der Wienthalleitung ſo geweſen und hat ſich auch ſpäter noch 
öfter wiederholt. Es wird auch — und das iſt intereſſant, denn 
die Sache iſt bereits einige Jahre alt — in dieſem Gutachten 
gejagt, „dafs demnach jetzt ſchon das Hochquellenwaſſer in zeit- 
weiſer Verbindung mit dem Pottſchacher Werke ausreiche, um nicht 
nur die Stadt Wien, ſondern auch die Vororte mit Hochquellen— 
waſſer zu verſehen“, was, wie die Herren aus dem Referate ſehen, 
vollkommen richtig iſt und auch durch die Ausführungen beſtätigt 
wird. Dann wird auch darauf verwieſen, daſs bei weiterer Ber: 
größerung Wiens und der Vororte noch weit ergiebigere Hoch⸗ 
quellengebiete dienſtbar gemacht werden können, eine Vorausſicht, 
welche ja, wie ich glaube, in nicht ſehr ferner Zukunft beſtätigt 
werden wird. 

Zum Schluſſe wird die Annahme von Anträgen empfohlen, 
darunter auch der: Die k. k. Geſellſchaft der Arzte möge bei dem 
Präſidium der Commune Wien ihren ganzen Einfluss aufbieten, 
daſs auch die Vororte in möglichſt kurzer Zeit mit hinreichendem 
Hochquellenwaſſer verſehen werden. Sie ſehen, das Referat erfüllt 
dieſen Antrag und iſt dazu beſtimmt, dieſem Verlangen der k. k. 
Geſellſchaft der Arzte zu entſprechen; und merkwürdig iſt, daſs 
unter dieſen Autoritäten mehrere ſind, welche in neuerer Zeit ihre 
Meinung in dieſer Beziehung geändert haben, welche jetzt den 
Standpunkt einnehmen, dass die Vororte das Hochquellenwaſſer 
nicht brauchen und dass denſelben anderes Waſſer von geringerer 
Qualität zu geben ſei. 

Wieſo es kommt, dass dieſe Meinungsänderung in fo kurzer 
Zeit eingetreten iſt, das zu unterſuchen bin ich nicht in der Lage, 
denn ich bin ein Laie; ich glaube aber, wenn es als feſtſtehend 
angenommen werden kann, daſs das Hochquellenwaſſer ſich nicht 
geändert hat, dann müffen ſich die Arzte geändert haben. (Sehr 
richtig! links.) 

Nun habe ich noch auf Punkt 3 zu verweiſen, der ſich auf 
das Unternehmen der ſogenannten Wiener-⸗Neuſtädter Tiefquellen⸗ 
leitung bezieht. 

In das Referat iſt nämlich ein Offert dieſer Unternehmung 
einbezogen, welches die Herren auf Seite 13 und 14 finden. Es 
iſt dort die dieſer Zuſchrift der Unternehmung angeſchloſſene Bei- 
lage A abgedruckt, welche eine Art Zuſammenſtellung von Grund— 
zügen für eine Abmachung mit der Gemeinde enthält. 

Nun waren die Amter der Anſchauung, dass dieſe Grundzüge 
keine genügende Baſis für eine Verhandlung abgeben können, dafs 
vielmehr eine Anzahl von Thatſachen der Klarſtellung bedürfe, 
über welche bisher vollkommene Dunkelheit herrſchte. 

Es iſt nämlich in dieſen Anträgen in zwei Angeboten enthalten, 
dass die Unternehmung eine Verbindung zwiſchen den Quellen und dem 
Hochquellen⸗Aquäducte bei Baden herſtellen wird. Dieſe Verbindung 
wird jo hergeſtellt werden, daſs man das zugeführte Waſſer meſſen 
kann. Nun finden Sie im Referat auf Seite 20 eine Berechnung 
des Stadtbauamtes, welches darthut, dafs dieſe Zuſage zu erfüllen 
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den Unternehmern unmöglich iſt. Es wird nämlich dort berechnet, 
daſs, wenn man das Waſſer dem Aquäduct in Baden zuleiten 
würde, es einige Meter unter dem Agäduet anlangen würde, und 
es wäre nicht möglich, das Waſſer dort einzuleiten. 

Bei der Unklarheit über die verſchiedenen Punkte und nachdem 
ein ſolcher offenbarer, ſagen wir: ein Rechnungsfehler, vorliegt, iſt 
es evident, dafs eine weitere Unterſuchung der Angelegenheit 
nicht erfolgen kann, wenn nicht über dieſe dunklen Punkte voll⸗ 
ſtändige Aufklärung gegeben iſt, welche die Organe in die Lage 
ſetzt, dem Gemeinderathe ein vollkommen klares Bild über die 
ganze Angelegenheit zu geben. Sie finden die Anträge, welche 
die Klarſtellung in dieſer Richtung bezwecken, sub III dargeſtellt. 
Unter IWiſt — ich möchte ſagen: der wichtigſte Punkt der Anträge 
enthalten, der wichtigſte Punkt deshalb, weil wir es mit einer 
Frage zu thun haben, welche überhaupt nie endgiltig gelöst 
werden kann. Wir nehmen an, dafs die Stadt in derſelben Weiſe 
wie bisher ſich entwickeln, dafs fie an Bevölkerung zunehmen 
wird; die natürliche Conſequenz der Vermehrung iſt, daßs die be— 
ſchaffte Waſſermenge nach Verlauf einer gewiſſen Zeit den An— 
ſprüchen nicht mehr genügen wird, dafs aljo eine definitive Löſung 
der Waſſerfrage nicht eintreten wird, ſondern die Stadt immer 
genöthigt ſein wird, für eine Vermehrung des Waſſerquantums, 
des Trinkwaſſers, Sorge zu tragen. Im Punkt IV wird das 
Bauamt beauftragt, die Studien über die weitere Einbeziehung 
der Hochquellen fortzuſetzen und über das Reſultat Bericht zu 
erſtatten. Dies iſt von Wichtigkeit. Sie wiſſen aus dem Beiſpiele, 
welches uns vorliegt, daſs die derzeitige Einleitung ungefähr 
fünf bis ſechs Jahre beanſprucht, dafs alſo derartige Vorkehrungen 
immer eine lange Reihe von Jahren beanſpruchen, denn auch dem 
Einſchreiten bei den politiſchen Behörden giengen langwierige Ver— 
handlungen im Gemeinderathe voraus und lang dauernde Studien 
der Ämter, fo daſs wir ſagen können, zehn Jahre iſt ein mini— 
maler Zeitraum, welcher nöthig iſt, um die entſcheidenden Schritte 
in der Waſſerverſorgung zu machen. Es wird alſo das Bauamt 
ſchon jetzt beauftragt, abermals für die Erweiterung der Hoch— 
quellenleitung Sorge zu tragen, Studien anzuſtellen und die 
Gemeinde in die Lage zu verſetzen, jene Zuſtände zu ſchaffen, 
welche die volle Ausnützung der Capacität des Aquäductes ermög⸗ 


lichen. Wir werden nach der jetzigen Einleitung 61.000 m? Waſſer 


haben. Wir können den Aquäduct in der Minimalperiode bis zu 
93.000 m? ausnützen. Es iſt alſo die Hälfte des jetzigen Quantums 
noch einzuleiten, bevor die Gemeinde daran wird denken müſſen, 
eine zweite Leitung für das Trinkwaſſer zu errichten. Daſs dieſe 
Studien fortgeſetzt werden, iſt daher im dringenden Intereſſe der 
Gemeinde und der Löſung der Waſſerverſorgungsfrage gelegen. 

Nun kommt im Punkt Vein Antrag, welcher ſich auf 
den Ankauf von Donauregulierungsgründen bezieht. Ich bemerke, 
dafs die Donauregulierungs-Commiſſion der Gemeinde zu Waſſer— 
leitungszwecken eine Anzahl ſchon parcellierter Gründe zum Kaufe 
angeboten hat. Dieſe Gründe liegen oberhalb der Brücke, welche nach 
Floridsdorf führt, links hinauf, längs des Donauufer-Bahnhofes 
und ſind heute parcellierte Gründe, eine Anzahl Bauſtellen. Die 
Gründe werden zu einem, wie ich glaube, geringen Preiſe angeboten 
und es wird empfohlen, dieſe Gründe zu erwerben. 

Es war davon die Rede, daſs durch ein Vorkaufsrecht auch 
das Intereſſe der Gemeinde an dieſen Gründen gewahrt werden 
könne. Ich kann dieſe Anſchauung nicht theilen; denn nehmen Sie 
an, die Gemeinde könnte heute dieſe Gründe um fünf Gulden 
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erwerben und es kommt jemand nach zwei Jahren, der dem 
Donauregulierungsfonde zwanzig Gulden gibt, ſo kann die Ge— 
meinde im Wege des Vorkaufsrechtes dieſe Gründe nicht um fünf 
Gulden erwerben, ſondern fie müſste daher zwanzig Gulden geben. 
Dadurch wären natürlich die Intereſſen der Gemeinde nicht ſo 
gewahrt, als durch den Vorſchlag, der hier gemacht wird. 

Unter Punkt VI finden Sie endlich einen Autrag, welcher 
ſich bezieht auf das Project der Wienthal-Waſſerleitung. Es wird 
verlangt, daſs dasſelbe ſeitens der Amter einer eingehenden Prüfung 
und Discuſſion unterzogen werde, mit Rückſicht darauf, dajs in 
neueſter Zeit Anſtrengungen gemacht werden, dieſes Project in 
die Wirklichkeit zu überſetzen und den Bau, wie es ſcheint, zu 
beginnen. 

Es ſind verſchiedene Fragen, welche für die Gemeinde von 
einſchneidender Bedeutung find und welche gewiſss auch einer ſehr 
genauen Erwägung unterzogen werden müſſen. Es iſt nämlich 
in der Conceffion dieſer Waſſerleitung ein Straßenbenützungsrecht 
der Unternehmung zugeſprochen, in einer Weiſe, welche mit dem 
heutigen Stande der Geſetzgebung und der Praxis der beſtehenden 
Geſetze im Widerſpruch ſteht; gegen den Einſpruch der Gemeinde 
würde nämlich der Unternehmung das Straßenbenützungsrecht, 
ich möchte ſagen: zwangsweiſe zugeſtanden. Alſo die Sache iſt 
gewiſs zu erwägen und das Reſultat dieſer Erwägungen wird auch 
dem Gemeinderathe vorgelegt werden. 

Das iſt im weſentlichen der Inhalt des Referates und ich 
behalte mir vor, wenn es im Laufe der Discuſſion nothwendig 
ſein ſollte, noch ſonſtige Belege — das Referat iſt außerordentlich 
umfangreich und beinhaltet eine große Anzahl von Acten — vorzu— 
leſen und zur Kenntnis des Gemeinderathes zu bringen, wenn es 
zur Aufklärung erforderlich ſein ſollte. 

Ich bitte Sie nun die Anträge, welche vorzutragen ich mir 
erlaubt habe und welche im Referat auf Seite 20 formuliert ſind, 
zum Beſchluſſe zu erheben. 

Vürgermeiſter: Es wurde vielfach der Wunſch geäußert, 
die Debatte über das Referat erſt in der nächſten Woche zu 
beginnen und ich unterbreche daher das Referat. Ich erſuche Herrn 
Gem.⸗Rath Noske zum Referate. 

(Nicht hier. — Rufe links: Noske iſt ſchon wieder nicht da! 
Wo iſt Noske?) Ich bitte, Herr Gem.-Rath Witzels berger. 

10. Referent Gem.-Nath Witzelsberger: Ich habe die 
Ehre, zur Geſchäftszahl 2494 zu referieren über eine Subvention 
an die Kinderwart-Anſtalt im XIV. Bezirk. Die Vorſtehung der 
Kinderwart-⸗Anſtalt in Verbindung mit einer unentgeltlichen Arbeits- 
ſchule im XIV. Bezirk Rudolfsheim, Herklotzgaſſe Nr. 35 ſuchte 
unterm 16. Februar 1892 um die Bewilligung der ihr bisher 


alljährlich von den ehemaligen Gemeinden Fünfhaus, Rudolfsheim 


und Sechshaus geleiſteten Beiträge von 1470 fl. 98 kr. an. 

Zur Motivierung wird angeführt, dass die in dem genannten 
Haufe befindliche Anftalt aus einer Kinderwart-Anftalt und einer 
unentgeltlichen Schule beſtehr. Erſtere, die Kinderwart-Anſtalt, 
beſuchen 400 Kinder aus den genannten Gemeinden, welche unter 
der Aufſicht und Pflege von vier barmherzigen Schweſtern ſtehen. 
In der zweiten Anſtalt erhalten 700 Mädchen von neun barm— 
herzigen Schweſtern Unterricht in weiblichen Handarbeiten. Der— 
ſelbe iſt ebenſo, wie der Aufenthalt in der Kinderbewahr-Anſtalt, 
unentgeltlich. Da die Anſtalt kein Vermögen beſitzt, als das eigene 
Haus, welches nicht vermietet wird und daher keinen Ertrag ab— 
wirft, ſo leiſteten die drei Gemeinden folgende Jahresbeiträge: 
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Fünfhaus 610 fl. 22 kr., Rudolfsheim 567 fl. 50 kr. und Sechs⸗ 
haus 292 fl. 26 kr. Dabei erlaube ich mir nur zu bemerken, weil 
vielleicht einige der Herren es ſonderbar finden könnten, dass die Ge— 
meinden Beiträge geleiſtet haben, die mit Kreuzern geendet haben, 
daſs die Gemeinden ſich verpflichtet haben, die Bedürfniſſe dieſer 
zwei Vereine zu befriedigen und gemeinſam die unentbehrlichen 
Mittel zu beſchaffen. 

Die Beiträge wurden nach dem Steuererträgniſſe bei den 
Gemeinden aufgetheilt. Da nun mit der Selbſtändigkeit dieſer 
drei Gemeinden auch dieſe Jahresſubvention entfiel, wird deren 
Gewährung ſeitens der Großcommune erbeten. In einer am 
11. Juni beim Magiſtrate aufgenommenen protokollariſchen 
Erklärung der Frau Oberin der barmherzigen Schweſtern 
vom heiligen Vincenz von Paul, der Leiterin der Kinderwart— 
Anſtalt und der Arbeitsſchulen — die Frau Oberin iſt nämlich 
Leiterin beider Anſtalten, ſowohl der Kinderwart-Anſtalt, als der 
unentgeltlichen Arbeitsſchulen — heißt es (liest): daſs das be— 
zeichnete Haus, worin ſich beide Anſtalten befinden, Eigenthum 
der Kinderwart-Anſtalt iſt. Bis 1870 war das erſte und zweite 
Stockwerk an Zinsparteien vermietet. Von da ab befindet ſich in 
dieſen Räumlichkeiten die erweiterte Arbeitsſchule, worüber neun 
Schweſtern die Aufſicht ausüben. Da den drei Gemeinden um das 
Beſtehen der Arbeitsſchule, welche eine große e Wohlthat für die 
Bevölkerung iſt, ſehr zu thun war, verpflichteten ſie ſich, der 
Kinderwart-Anſtalt den durch Räumung der Wohnungen von 
Zinsparteien zum Zwecke der Adaptierung für die Arbeitsſchule 
entgangenen Mietzinsverluſt durch Beiträge in der Geſammthöhe 
von 1470 fl. 98 kr. öſterreichiſcher Währung zu erſetzen, wovon 
839 fl. 40 kr. öſterreichiſcher Währung ausdrücklich zur Belaſſung 
der Arbeitsſchule beſtimmt ſind. Es fließt daher dieſer ganze 
Beitrag in das Vermögen der Kinderwart-Anſtalt, wogegen die— 
ſelbe verpflichtet iſt, ſo lange dieſe Unterſtützung dauert, die Arbeits— 
ſchule in ihren Räumlichkeiten zu belaſſen. 

Die Frau Oberin bemerkte weiters, daſs bis Ende 1891 die 
Gemeinden die Gasbeleuchtung für die Arbeitsſchule beſtritten, was 
ſeit 1892 nicht mehr geſchieht. 

Auch wurden alljährlich von den drei Gemeinden zur Chriſt— 
feier Beiträge von zuſammen 110 fl., und zwar von Rudolfsheim 
50 fl., Fünfhaus 40 fl. und Sechshaus 20 fl. geleiſtet. 

Dieſe Beiträge, welche zur Chriſtbaumfeier beigetragen wurden, 
ſind in dieſer Subvention nicht inbegriffen. Die drei Gemeinden, 
die beſtrebt und bemüſſigt waren, mit ihren beſcheidenen Mitteln 
hauszuhalten, haben die Nützlichkeit und Wohlthätigkeit dieſer 
Anſtalten erkannt und ſich daher auch zu dieſen großen Opfern 
herbeigelaſſen; und es iſt eine Thatſache, dafs, wenn dieſe Anſtalten 
nicht exiſtieren würden, beſonders die unentgeltlichen Arbeitsſchulen, 
in denen 700 Kinder den Unterricht genießen, dieſe 700 Kinder 
in den übrigen Arbeitsſchulen dieſer Bezirke nicht ohne eine Ver— 
mehrung der Lehrkräfte aufgetheilt werden könnten. Es wäre daher 
gewiſs nothwendig, dass die Lehrkräfte vermehrt würden. Der 
Magiſtrat befürwortet dieſe Anträge und der Stadtrath hat ein— 
ſtimmig den Beſchluſs gefaſst, den beiden Anſtalten, dem Vereine 
für unentgeltliche Arbeitsſchulen und dem Vereine für die Klein— 
kinderwart-Anſtalt eine Subvention von 1500 fl. zu biwilligen. 

Der Antrag geht dahin, „es ſei dem Vereine für 
Kleinkinderwart-Anſtalten, XIV. Bezirk Rudolfsheim, 
Herklotzgaſſe Nr. 35 eine jährliche Subvention per 
1500 fl. bis auf Widerruf unter der Bedingung zu 
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bewilligen, daſs derſelbe die im 1. und 2. Stockwerke 
des bezeichneten Hauſes untergebrachte Arbeitsſchule in 
der bisherigen Weiſe ungeändert beläſst.“ Ich bitte um 
Annahme dieſes Antrages. 
Mürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
Es ſei dem Vereine für Kleinkinderwart— 
Anſtalten, XV. Bezirk Rudolfsheim, Herklotzgaſſe 
Nr. 35 eine jährliche Subvention per 1500 fl. bis 


auf Widerruf unter der Bedingung zu bewilligen, 
daſs derſelbe die im 1. und 2. Stockwerke des be— 


zeichneten Hauſes untergebrachte Arbeitsſchule in der 
bisherigen Weiſe ungeändert beläſst. 


11. Referent Gem.- Rath Nos lie: Ich habe die Ehre und 
bin genöthigt, über zwei Beilagen unter einem zu referieren, weil dieſe 
beiden Referate in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen und eines 
ohne das andere nicht behandelt werden kann. Es ſind dies die 
Beilagen Nr. 92 und 93. Es handelt ſich dabei um eine Reihe 
von Anträgen, welche eine für die Wiener Bevölkerung gewifs ſehr 
wichtige Angelegenheit, nämlich die Kohlenfrage betreffen. In dieſer 
Richtung liegen zunächſt die Anträge des Herrn Collegen Weit— 
mann vor. Herr College Weitmann hat ſeinerzeit den Antrag 
geſtellt, es mögen die Ergebniſſe der Kohlenexpertiſe über den 
Brennwert der Kohlen in einer überſichtlichen und für das Publicum 
leicht verſtändlichen Weiſe veröffentlicht werden, fo dass dasſelbe in 
der Lage iſt, ſich über den Brennwert der einzelnen Kohlenſorten 
zu orientieren. 

In dieſer Richtung erlaube ich mir zur Kenntnis zu bringen, 
daſs der Antrag des Herrn Collegen Weitmann durch einen 
im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe des Stadtrathes gefaisten Beſchluſs 
erledigt erſcheint, der dahin geht, dajs durch das Stadtbauamt die 
bereits ſeit dem Jahre 1884 vorhandenen Darſtellungen des Brenn— 
wertes der einzelnen Kohlenſorten revidiert werden ſollen und dann 
dieſe revidierten Ergebniſſe in einer leicht verſtändlichen, für das 
große Publicum leicht faſslichen Weiſe in Tabellen veröffentlicht 
werden ſollen, jo dajs das Publicum in der Lage ſein wird, ſich 
über den Wert oder Unwert der einzelnen Kohlenſorten rückſichtlich 
des Brennwertes leicht zu orientieren, und dass dieſen Tabellen 
die entſprechende publiciſtiſche Verbreitung gegeben werden ſoll. 
Es liegen in dieſer Angelegenheit weiters Anträge des Herrn 
Collegen K. J. Müller und ein zweiter Antrag des Herrn 
Collegen Weitmann vor. Dieſe Anträge zielen darauf hin, dass 
die Gewichtsmengen, alſo die Quantitäten der zum Verkaufe gelangen— 
den Kohlenſorten ſowohl bei der Ankunft der Kohlen auf der 
Nordbahn und auf anderen Bahnhöfen, als auch im Kleinverkaufe 
entſprechend controliert und dadurch das Publicum vor Benach— 
theiligung geſchützt werde. Es hat der Herr College Weitmann 
die Ausfertigung doppelter Wagezettel beantragt, wovon einer der 
Partei übergeben werden ſoll, Herr College K. I. Müller hat 
die amtliche Ausfertigung von Gewichtszetteln beantragt, welche der 
Partei übergeben werden ſollen. Über den Antrag Weitmann 
wegen Ausfertigung doppelter Gewichtszettel N der Magiſtrat 
Folgendes: 

Es habe die Nordbahn, bei welcher der Hauptkohlenverkehr 
ſich abwickelt, zur Abſtellung von Unzukömmlichkeiten bezüglich der 
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Kohlenquantitäten im Einverſtändniſſe mit dem Magiſtrate und 
der Finanzbezirksdirection juxtierte Wagebücher beim Abwägen 
eingeführt. Der Wagezettel, welcher der Partei gegeben wird und 
welcher das Nettogewicht, der auszuführenden Kohle angibt, wird 
vom Steuerpflichtigen zur Finanzcaſſa gebracht; er zahlte dort 
und erhielt über den gezahlten Betrag die Steuerbollette und den 
Wagezettel. Wenn nun die Kohle aus dem Kohlenhofe ausgeführt 
wurde, hat ein Organ der Nordbahn den Wagezettel, welcher 
zu ſtatiſtiſchen Zwecken der Nordbahn verwendet wurde, abge⸗ 
nommen und außerdem wurde durch ein Finanzwachorgan das 
Gewicht, die Übereinſtimmung der Bollette mit dem Wagezettel 
controliert, und es hat alſo die Bollette zur Zeit, als noch die Ver— 
zehrungsſteuer beſtand, an ſich genau das Gewicht controliert, 
welches die betreffende ausgeführte Quantität hatte. Es erſchien 
daher von dieſem Standpunkte die Durchführung des Antrages 
Weitmann überflüſſig, weil nicht, wie vermuthet wurde, der 
Wagezettel nur unzuverläſſig die Quantität der Kohle conſtatierte, 
ſondern in ganz zuverläſſiger Weiſe dieſe Quantität conſtatiert wurde. 
Am 21. December 1891, als die Verzehrungsſteuer wegfiel, hat 
die Nordbahn die Abwägung einſtellen wollen; ſie iſt jedoch auf 
Bedrängen der Kohlenhändler davon abgegangen und beſorgt ſeither 
das Abwägegeſchäft auf ſechs Brückenwagen und werden für die 
Abwägung amtliche Wägeſcheine ausgefertigt, von denen ein Muſter 
dem Acte beiliegt, und welche der Partei übergeben werden. Der 
Betrieb der Brückenwagen koſtet der Nordbahn 16.000 fl. und es 
werden die Koſten dieſer Brückenwagen durch die eingehobenen 
Abwägegebüren nur zum geringen Theile hereingebracht. Es iſt 
daher das, was der Antrag Müller anſtrebt, gleichfalls bereits 
erreicht, indem nämlich die Parteien, ſofern ſie Kohle von der 
Nordbahn beziehen, ſich im Beſitze ämtlicher Wiegeſcheine befinden. 

Nun hat es ſich aber darum gehandelt, dass nicht auf der 
Nordbahn allein, ſondern auch auf anderen Bahnen Kohlen an- 
langen, wo dieſe Einrichtungen noch nicht beſtehen. 

Es iſt daher nothwendig, um der Anregung des Herrn Collegen 
Müller und dem Bedürfniſſe des Publicums in dieſer Richtung 
gerecht zu werden, Vereinbarungen zu treffen, daſs auch andere 
Bahnen ſich dazu entſchließen, das amtliche Abwiegegeſchäft in der 
Weiſe, wie die Nordbahn organiſieren, und es iſt wieder im 
eigenen Wirkungskreiſe des Stadtrathes der Beſchluſs gefasst worden, 
welcher dieſen Zweck erreichen ſoll und den ich mich hiemit beehre, 
dem geehrten Plenum zur Kenntnis zu bringen. Dieſer Beichlufs 
lautet (liest): „Es ſeien mit den Verwaltungen der Nordweſtbahn, 
Franz Joſef⸗Bahn, Südbahn, Weſtbahn und Aſpangbahn wegen 
Aufſtellung von ähnlichen Kohlenwagen, wie dieſelben bereits auf 
dem Nordbahnhofe ſich befinden und Übernahme des Abwiege— 
geſchäftes, wie dies ſeitens der Nordbahn geſchehen iſt, Verhand⸗ 
lungen einzuleiten.“ Damit wäre im vollen Umfange dem Antrage 
Müller, ſoweit es in der Macht der Gemeinde liegt, Rechnung 
getragen. 

Der Magiſtrat hat ſich aber wieder im eigenen Wirkungs⸗ 
kreiſe als Behörde beſtimmt gefunden, eine Reihe von Maßregeln 
zu treffen, welche dem Zwecke dienen, nicht nur die Richtigkeit der 
Quantität beim Anlangen auf dem Bahnhof zu conſtatieren, ſondern 
welche das Publicum beim Detailverkaufe vor Übervortheilung in 
der Quantität ſchützen ſollen. Auch dieſen Beſchluſs beehre ich 
mich, dem Plenum zur Kenntnis zu bringen. Er lautet: Die 
Kohlenhändler wären von Seite des Magiſtrates zu verpflichten, 
auf den Kohlenwägen, mit welchen ſie den Conſumenten Kohlen 
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zuführen, eine Decimalwage mit den erforderlichen metriſchen Ge— 
wichten mitzuführen. Ein diesbezüglicher Paſſus wäre in die Kund— 
machung aufzunehmen und in die Strafſanction — die für die 
Gewichtsüberſchreitung beſteht — einzubeziehen. Das Publicum 
iſt durch Aufnahme eines Paſſus in die Kundmachung aufzufordern, 
dieſe Decimalwagen zur Controle des Gewichtes zu benützen, und 
jener Theil der Bevölkerung, welcher die Kohle in kleinen Quanti— 
täten bei den Kohlenhändlern einkauft, wäre aufmerkſam zu machen, 
ſich die Kohle ſelbſt zu holen und vorwiegen zu laſſen, zu welchem 
Behufe dieſe Kundmachung anders zu formulieren wäre. Weiters 
iſt das ſtädtiſche Marktcommiſſariat zu beauftragen, den Kohlen— 
verkauf ſowohl auf den Lagerplätzen der Bahnhöfe, als auch für 
die übrigen Verkaufsſtätten, ſowie bei der Zufuhr aufs ſtrengſte 
zu überwachen, ſich durch öftere unvermuthete Reviſion von der 
Richtigkeit der in den vorgeſchriebenen Ausweiſen und in den 
plombierten Säcken, in den Butten und Körben enthaltenen Ge— 
wichtsmengen zu überzeugen, das Mitführen der Decimalwage 
ſammt den erforderlichen metriſcheu Gewichten, ſowie die ſtricte 
Einhaltung der Preisaffichierungs-Vorſchriften und die Befolgung 
des Verbotes der Vermengung verſchiedener Kohlengattungen auf 
das allerſtrengſte zu überwachen, Zuwiderhandelnde rückſichtslos 
zur Strafamtshandlung anzuzeigen und über die gemachten Wahr⸗ 
nehmungen und angetroffenen Übelſtände Bericht zu erſtatten. 

Endlich noch ein Beſchluſs, welcher ſich auf die Einbeziehung 
eines Kohlenlagerplatzes vom Aſpangbahnhofe in die zur amtlichen 
Controle nothwendige Bezeichnung der abzuführenden Kohleu⸗ 
quantitäten bezieht. 

Ich komme nun zu den wichtigſten der in der Kohleufrage 
vorliegenden Anträge, die aus dem Schoße des Gemeinderathes 
hervorgegangen ſind. Dieſe Anträge gehen aus von den Herren 
Collegen Dr. Friedjung und Wünſch. Wenn früher — 
vielleicht nicht mit Beziehung auf meine Perſon — die Anforderung 
geſtellt worden iſt, dafs ich ſogar über Dinge hätte referieren 
ſollen, die nicht im Acte enthalten ſind und bezüglich deren ich 
ausdrücklich über Befragen eines Mitgliedes des geehrten Plenums 
conſtatiert habe, daſs fie nicht im Acte ſtehen — fo mußs ich, 
nachdem es ſich um den Antrag des betreffenden Herrn handelt, 
der dieſe Bemerkung machte, ſehr ausführlich referieren, um mir 
einen Vorwurf von dieſer Seite nicht zuzuziehen. 

Die Angelegenheit, um die es ſich hier handelt, iſt für die 
Kohlen conſumierende Bevölkerung, ſowohl diejenige, welche die 
Kohle zum Induſtriebedarf als auch jene, welche ſie zum Hausgebrauche 
bezieht, von großer Wichtigkeit. Die Nordbahn hat nämlich ihre Kohlen: 
tarife fo geſtellt, das die Kohle, wenn fie am Nordbahnhofe ankommt 
und von dort bezogen wird, billiger zu ſtehen kommt, als wenn dieſe 
Kohle mittels der Verbindungsbahn oder Donau⸗Uferbahn auf 
andere Bahnhöfe überführt und von dieſen Bahnhöfen aus bezogen 
wird. Das Magiſtratsreferat führt in dieſer Beziehung aus, dajs 
die Tarife der Nordbahn für den Bezug der Kohle vom Nord— 
bahnhof ſich folgendermaßen ſtellen: Von ſämmtlichen Gruben des 
Oſtrau⸗Karwiner Reviers: 36˙3 kr., von Hruſchau: 36˙6 kr., von 
Trzebinja: 449 kr., von Szezakowa: 46·˙2 kr. und von Karwin: 
38·9 kr. per 100 kg. Wenn nun die Kohle auf einem andern 
Bahnhofe als dem Nordbahnhofe bezogen wird, jo mußs für die 
Strecke Grube⸗Nordbahnhof der frühere Frachtſatz und nicht der 
jetzt genannte ermäßigte bezahlt werden, was per 100 kg. um 


2 kr. mehr ausmacht als der jetzige Frachtſatz für ſolche Kohle, 


die am Nordbahnhofe bezogen wird. Während alſo z. B. für 
2* 
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Kohle aus dem Oſtrau-Karwiner Revier, wenn dieſelbe am Nord— 
bahnhof anlangt und von dort verführt wird, 363 kr. bezahlt 
werden, beträgt für dieſelbe Kohle, wenn ſie vom Nordbahnhofe 
auf einen anderen Bahnhof überführt und von dort bezogen 
wird, der Satz 383 kr. 

Damit hat es aber noch nicht ſein Genüge: dazu kommt noch 
die Überführgebür, welche auf der Verbindungsbahn zu bezahlen 
it, bis zu jenem Bahnhofe, wo die Kohle bezogen werden ſoll. 

Dieſelbe beträgt nach dem Matzleinsdorfer- und Aſpangbahnhof 
3 kr. per 100 kg, mit der Donauuferbahn zur Weſtbahn 73 kr. 
und zur Staatsbahn 5 kr. per 100 kg. 

Außerdem erleidet aber jene Kohle, welche auf der Nordbahn 
nach Wien verführt, aber nicht am Nordbahnhof bezogen wird, 
eine Erhöhung der auf ihr laſtenden Gebür dadurch, dafs jene 
Bahnen, welche an der Fracht nicht participieren, wie z. B. die 
Franz Joſef⸗Bahn, welche nur die Manipulation mit der Kohle 
hat, aber nicht an dem Frachtengewinn participiert, eine Mani— 
pulationsgebür von 8 kr. für 100 kg Steinkohle berechnet, wozu 
noch kommt, dafs auch die Nordbahn für Kohlenſendungen, welche 
mit ihr einlangen, am Nordbahnhof abgeladen und wieder verladen 
zur Aufgabe gelangen, eine weitere Manipulationsgebür von 8 fr. 
berechnet, wobei nur für gewiſſe Fälle einige Ausnahmen beſtehen. 

Dieſer Preiserhöhung bei derjenigen Kohle, welche nicht am 
Nordbahnhofe bezogen wird, wohl aber von dort verführt wird, 
gegenüber derjenigen, welche am Nordbahnhofe bezogen wird, welche 
Preiserhöhung ſich als eine Tariferhöhung um 2 kr., als Fracht— 
gebür auf der Verbindungsbahn mit 3 bis 7 kr., als Manipulationg- 
gebür mit 8 kr. darſtellt, ſtehen gegenüber die Koſten der Ver— 
führung der Kohle vom Nordbahnhofe mittelſt Straßenwägen in 
die verſchiedenen Bezirke. Dieſe Koſten betragen laut einer Mit— 
theilung des Vereines der Wiener en gros-Kohlenhändler für den 
II. Bezirk 6 kr., für den J. Bezirk 8 kr., für den III. Bezirk 7 kr., 
für den IV. bis X. Bezirk 9 bis 10 kr. und für die entfernteren 
Bezirke 10 bis 12 kr. per 100 kg. 

Wenn die geehrten Herren dieſe Ziffern vergleichen, ſo werden 
Sie mit Leichtigkeit herausfinden, dass unter ſolchen Umſtänden 
die Verführung der Kohle mittelſt Straßenwägen vom Nordbahn— 
hofe dorthin, wo ſie gebraucht wird, billiger zu ſtehen kommt, als 
die Verführung von der Nordbahn mittelſt Verbindungs- oder 
Donauuferbahn auf einen anderen der Wiener Bahnhöfe. Dieſe 
Thatſache, daſs die Verführung mit Straßenfuhrwerk billiger iſt 
als mittelſt Bahn, hat auch prägnanten Ausdruck dadurch gefunden, 
daſs im Jahre 1890 gegen das Jahr 1889 die Verführung von 
Kohle mittelſt Straßenfuhrwerk um circa 95.000 Meter⸗Centner 
geſtiegen iſt. 

Dabei iſt noch zu berückſichtigen, dajs in der Berichtsperiode, 
das iſt 1889/90, das Gaswerk in Erdberg, welches früher die Kohle 
mittelſt Straßenfuhrwerkes verführte, bekanntlich einen Schienen- 
ſtrang zur directen Überführung der Kohle in das Werk mittelſt 
Bahn angelegt hat. Dieſe Verführung mußs hinzugerechnet werden, 
denn fie beträgt 300.000 Meter-⸗Centner. 

Man kann alſo ſagen, dajs die Verführung mittelſt Straßen- 
fuhrwerkes infolge der Tarifpolitik der Nordbahn um 400.000 


Meter⸗Centner in dieſem Jahre geſtiegen iſt, ein ſprechender Be- 


weis dafür, dafs es wirklich dem Kohlen beziehenden Publicum 
beſſer conveniert, Kohle mittelſt Straßenfuhrwerkes direct von der 
Nordbahn zu beziehen, als dieſe Kohle, wie es doch das Natürliche 
wäre, von jenen Bahnhöfen zu beziehen, die zunächſt jener Eta— 
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bliſſements oder jener Bedarfsſtellen gelegen ſind, in welchen die 
Kohlen zur Verwendung kommen ſollen. 

Wenn man ſich nach den Gründen fragt, welche die Nord— 
bahn zu dieſem Vorgehen beſtimmen, Yo ergibt ſich, dafs die 
Nordbahn durch den Betrieb ihrer Kohlenrutſchen Einnahmen von 
jährlich circa 120.000 fl. bezieht. Es wird für die Kohlenrutſchen 
ein Lagerpreis von 36 bis 38 fl. pro Monat verlangt, und wenn 
nun, wie es häufig geſchieht, die Kohle monatelang in den Rutſchen 
lagert, ſo hat die Nordbahn durch Verwendung und intenſive Aus— 
nützung ihrer Kohlenrutſchen einen weſentlichen Vortheil, der ſich 
in der Ziffer von 120.000 fl. ausdrückt. Die Kohlenhändler ſelbſt 
aber dürften nach den Anſchauungen des Magiſtrates und nach den 
Berechnungen, die ſich in dem Referate vorfinden, von dieſem 
Straßenfuhrwerk wenig Nutzen haben, weil der Preis, der für das 
Straßenfuhrwerk auf der Kohle laſtet, ein ſolcher iſt, daj3 er zur 
Deckung der Regie, alſo Rutſche, Pferde, Wagen ꝛc., mit geringerem 
Nutzen hinreicht. Es iſt zu erwähnen, dafs die Frachtermäßigung von 
2 kr., welche die Nordbahn für auf ihrem Bahnhofe anlangende 
und von dort verführte Kohle gewährt, von den großen Kohlen— 
händlern den Conſumenten bonificiert wurde, dafs alſo dieſe zwei 
Kreuzer, inſoferne es ſich um auf dem Nordbahnhofe anlangende 
und von dort verführte Kohle handelt, denjenigen, welche die Kohle 
beziehen, zugute kommen. 

Es iſt aber doch zweifellos der Gedanke richtig, welcher in 
den Anträgen der beiden Herren Collegen Wünſch und Dr. 
Friedjung zum Ausdrucke kommt, dass es eigentlich einen ante— 
diluvianiſchen Zuſtand ſanctionieren heißt, dais das Intereſſe des 
Publicums und namentlich der Induſtrie weſentlich geſchädigt iſt 
dadurch, daſs eigentlich alle anderen Bahnlinien, welche in Wien 
zur Verfrachtung von Kohle geeignet ſind, dadurch gegenſtandslos 
werden, daſs die Straßenfracht billiger kommt als die Bahnfracht, 
und dadurch, dafs die Nordbahn die Conſumenten zwingt, vom 
Nordbahnhofe direct mittelſt Straßenfuhrwerk zu verfrachten, alſo 
mittelſt eines Fuhrwerkes, das geradezu abſurd erſcheint, wenn 
neben dem Straßenfuhrwerke eine Eiſenbahn fährt, die mit dem 
Straßenfuhrwerke nicht concurrieren kann. 

Es handelt ſich nun nach den Anträgen der Herren Collegen 
Wünſch und Dr. Friedjung darum, zu erwirken, daſs dieſe 
zwei Kreuzer, um welche die Nordbahn den Tarif billiger rechnet 
für die auf der Nordbahn anlangenden und vom Nordbahnhofe 
verführten Kohlen, für alle jene Kohlenſendungen in Abſchlag ge— 


bracht werden ſollen, welche auf anderen Bahnhöfen in Wien ein— 


langen, aber via Nordbahn zu dieſen Bahnhöfen gelangen. Wenn 
die Maßregel, welche in dieſer Richtung vorgeſchlagen wird, von 
Erfolg fein wird, jo wird der Hauptuutzen in dem Gewinne dieſer 
zwei Kreuzer für das Kohlen conſumierende Publicum beſtehen; 
denn an den Verführungsſpeſen, welche noch immer bleiben werden, 
dürfte relativ weniger erſpart werden, weil ja erſtens eine gewiſſe 


Frachtgebühr für das Verführen auf der Verbindungsbahn und 


auf der Donauuferbahn zweifellos dazukommen wird und weil die 


Kohle vom Bahnhofe ſelbſt an die Bedarfsſtätte verführt werden 


muss, wobei die Fracht zwar billiger fein wird, als heute vom 
Nordbahnhofe, wenn die Bedarfsſtätte dem anderen Bahnhofe 
näher gelegen iſt, immerhin aber auch ein gewiſſer Theil an ſolchen 
Verführungsſpeſen auflaufen wird. 

Es frägt ſich nun, welche Schritte kann der Gemeinderath 
thun, um in dieſer Richtung auf die Nordbahn einen Druck zu 
üben? Es iſt in dieſer Richtung zunächſt zu erwähnen, daſs der 
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Magiſtrat mit der Nordbahn diesbezüglich Verhandlungen gepflogen 
hat, und daſs aus dem Berichte des Magiſtrates hervorgeht, dass 
die Nordbahn erklärt hat, ſie ſei mit dem Studium der Frage, 
wie dieſer Tarifnachlajs von 2 kr. auch auf die übrigen Kohlen— 
ſendungen, die auf den andern Bahnhöfen bezogen werden, aus— 
gedehnt werden könne, bereits beſchäftigt, und ſie werde den 

tagiftrat von ihren diesbezüglichen Entſchließungen verſtändigen. 
Es ift aber darauf hinzuweisen, dafs nach dem Übereinkommen, 
mittelſt deſſen der Staat das Privilegium der Nordbahn ſeinerzeit 
verlängert hat, der Staat das Recht beſitzt, ſobald der Betrieb 
der Nordbahn einen Gewinn von mehr als 100 fl. per Actie 
ergibt, den Überſchuſs des 100 fl. überſteigenden Gewinnes zur 
Tarifreduction zu verwenden. Der Staat hat im vorigen Jahre 
von dieſer Ermächtigung bereits Gebrauch zu machen Veranlaſſung 
gefunden, und es mußs hervorgehoben werden, daſs zum größten 
Theile der Überſchuſs, welcher im vergangenen Jahre erzielt wurde, 
benützt wurde, um eine Tarifreduction für Kohle herbeizuführen, 
während für andere Artikel, Zucker u. dgl. nur ein geringer Theil 
dieſes Überſchuſſes verwendet wurde. 

Nachdem nun der Nutzen aus den Kohleurutſchen gleichfalls 
in dem 100 fl. überſteigenden Nutzen der Nordbahn ſeinen Ausdruck 
findet, jo wird der Staat, wenn die Nordbahn, wie es ja zu 
erwarten ſteht, in den künftigen Jahren wieder einen 100 fl. per 
Actie überſteigenden Nutzen hat, Gelegenheit haben, eine Verfügung 
des Inhaltes zu treffen, daſs die Nordbahn dieſen Überſchuſs aus 
dem Nutzen über 100 fl. per Actie zur Tarifreduction verwende. 
Es wird daher der Staat in die Lage kommen, der Nordbahn zu 
dictieren, ſie müſſe den gleichen Frachtſatz, welchen ſie für die auf 
ihrem Bahuhofe einlangende Kohle zugeſteht, auch für die auf den 
anderen Bahnhöfen einlangende Kohle zugeſtehen. 

Der Magiſtrat und der Stadtrath waren daher der Meinung, 
dais an das k. k. Handelsminiſterium eine Petition des Inhaltes 
zu richten ſei, dasſelbe wolle von ſeinem im Artikel II, S 7, 
Punkt 3 des Geſetzes vom 6. September 1885, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, 
und 8 21 der Nordbahn⸗-Conceſſions⸗Urkunde vom 1. Jänner 1886, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 7 eingeräumten Rechte, wenn der Reinertrag der 
Nordbahn-Geſellſchaft aus ihrem öffentlichen Netze die Vertheilung 
einer Dividende geſtattet, welche höher iſt als 100 fl. für jede 
Actie, die Verwendung dieſes Überſchuſſes zur Tarifreduction zu 
verlangen, zu Gunſten der Kohle den möglichſt ausgiebigen Ge⸗ 
brauch machen. 

Es könnte denjenigen Herren, welche ſich beſonders für dieſen 
Nachlass von 2 kr., beziehentlich für die Gleichſtellung des Koſten⸗ 
tarifs für ſolche Kohlen, welche per Nordbahn anlangen, mit jenen, 
welche auf anderen Bahnhöfen anlangen, intereſſieren, auffallen, 
daſs nicht in dieſem Antrage des Stadtrathes geſorgt wird, der 
Staat möge den Gewinnüberſchuſs der Nordbahn lediglich zu 
dieſem Zwecke verwenden. 

Der Grund hierfür liegt darin, weil, wie ich in einem 
ſpäteren Theile meines Referates ausführen werde, der Stadtrath 
die Tarifreduction überhaupt anſtrebt und nach den vorliegenden 
Berechnungen glaubt, dafs er diefe Tarifreduction anzuſtreben in 
der Lage und auch dazu berechtigt iſt, da die Verhältniſſe der 
Nordbahn eine ſolche Tarifreduction geſtatten, weshalb hier nur im 
allgemeinen von der Verwendung des Überſchuſſes zu Gunſten der 
Kohle, nicht aber von der ſpeciellen Verwendung dieſes Über— 
ſchuſſes ausſchließlich zu Zwecken der Gleichſtellung des Tarifes 
der Nordbahn mit dem auf den übrigen Bahnhöfen die Rede iſt. 
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Ich habe nun auf einen allgemeinen Theil des Referates 
überzugehen. Dieſer allgemeine Theil betrifft die Kohlentheuerung 
in Wien überhaupt. Es iſt im September des Jahres 189] durch 
den Artikel eines Journales die alarmierende Nachricht in die 
Offentlichkeit gelangt, daſs die Kohle eine weitere Steigerung 
erleidet, und es wurde damals die Behauptung aufgeſtellt, dass die 
Kohlenpreisſteigerung den Zweck habe, den drei Monate ſpäter zu 
erwartenden Wegfall der Verzehrungsſteuer im vorhinein zu com— 
penſieren, ſo daſs die Kohlenhändler — ſo wurde behauptet — 
im September den Preis um ſoviel hinaufgeſetzt hätten, als ſie ihn 
im December infolge des Wegfalles der Verzehrungsſteuer herab— 
zuſetzen genöthigt wären. 

Es geht aus den amtlichen Daten hervor, daſs erſtens die Preis- 
ſteigerung nicht, wie behauptet wurde, 6 kr. per Meter⸗Centner, 
ſondern nur 4 kr. betragen hat, alſo ſchon deswegen nicht zur voll— 
ſtändigen Aufſaugung der Verzehrungsſteuer beſtimmt ſein konnte. 
Es wird aber weiters darauf hingewieſen, das überhaupt im 
Kohlenhandel ein Unterjchied zwiſchen Sommer- und Winterpreiſen 
beſteht. 

Wir haben erſt kürzlich im Stadtrathe die neue Vergebung 
der Kohlenlieferung für die Gemeinde im Ausmaße von circa 
170.000 Meter-Ceutner berathen, und bei dieſer Gelegenheit habe 
ich auch, wie in den früheren Jahren, die Erfahrung gemacht, daſs 
die Kohlenhändler mit Rückſicht auf den im Winter ſteigenden Be⸗ 
darf für den Winterbedarf einen höheren Preis rechnen als für 
den Sommerbedarf. Der Uuterſchied zwiſchen Sommer- und Winter— 
preiſen beträgt rund 4 kr., und der Eintritt dieſes Preisunterſchiedes 
iſt eine nach den amtlichen Quellen alle Jahre zu beobachtende 
Erſcheinung. Jedesmal im September zeigt der Preis, weil die 
Winterpreiſe an Stelle der Sommerpreiſe treten, eine Steigerung, 
und dieſe Preisſteigerung iſt begründet einerſeits durch die Steigerung 
der Grubenpreiſe, welche Steigerung der Grubenpreiſe ſich wieder 
aus dem natürlichen Maßſtabe von Angebot und Nachfrage erklärt. 

Es iſt alſo zu bemerken, dafs erſtens die Preisſteigerung nicht 
ſo bedeutend war, um die Verzehrungsſteuer im vorhinein damit 
compenſieren zu können, weiters aber, dass die Verzehrungsſteuer, 
welche auf Kohle beſtand, auf den Nordbahnmarkt überhaupt keinen 
Einfluss hatte, weil dieſer außerhalb der alten Verzehrungsſteuer 
gelegen iſt. Es geht jedoch aus den amtlichen Daten hervor, dass 
die Reduction des Preiſes, welcher für die Kohle durch den Weg— 
fall der Verzehrungsſteuer entſtanden iſt, von den Sroßfohlen- 
händlern im vollen Ausmaße den Conſumenten zugewendet wurde. 

Es liegen im Act diesfalls nicht nur Verlautbarungen der 
Großkohlenhändler, aus denen hervorgeht, dafs fie noch um einige 
Zehntelkreuzer mehr die Kohlenpreiſe herabgeſetzt haben, als die 
Verzehrungsſteuer betragen hat, die auf der Kohle laſtete, ſondern 
daſs die Herabſetzung auch gleichzeitig und rechtzeitig mit dem 
Es iſt alſo eine 
unrichtige Behauptung, wenn man ſagen will, dass die Groß: 
kohlenhändler aus dem Wegfalle der Verzehrungsſteuer für Kohlen 
für ſich Nutzen gezogen und beabſichtigt hätten. 

Es iſt dagegen von Intereſſe, eine Stelle aus dem amtlichen 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen, welche ſich auf das diesbezügliche 
Verhalten der Kleinhändler bezieht. Es heißt hier (liest): „Dagegen 
kann nicht Scharf genug getadelt werden, daſs nach dem Markt⸗ 
commiſſariatsberichte vom 14. März 1892 die meiſten Kleinkohlen⸗ 
händler ihre Steinkohlenpreiſe nach Aufhebung der Verzehrungs— 
ſteuer nicht herabgeſetzt haben und bei ihren Preiſen von 1 fl. 48 kr. 
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bis 1 fl. 56 kr. per 100 kg verblieben find und dafs diejenigen 
innerhalb des beſtandenen Verzehrungsſteuergebietes etablierten 
Kleinkohlenhändler, welche die Steinkohlenpreiſe auf 1 fl. 36 kr., 
reſpective 1 fl. 40 kr. bis 1 fl. 42 kr. herabgeſetzt haben, dies nur 
durch Abgabe niederer Marken gethan haben.“ 

Es iſt mir aus perſönlicher Wahrnehmung bekannt, dafs das 
Publicum diesfalls vielfach von den Kleinkohlenhändlern irrig 
berichtet wird, daſs die unwahrſcheinlichſten Gerüchte von den 
Kleinkohlenhändlern ausgeſtreut wurden, um dieſes Feſthalten an 
einem nicht mehr gerechtfertigten Preiſe, alſo das Einſtecken der 
Verzehrungsſteuer zu Gunſten der Kleinkohlenhändler zu bemänteln, 
und ich habe daher geglaubt, dieſen amtlichen Bericht verleſen zu 
ſollen, damit diesfalls richtigere Anſchauungen unter das Publicum 
dringen. 

Es handelt ſich nun darum, welche Mittel ſoll oder kann die 
Gemeinde anwenden, um die Kohlenpreiſe herabzudrücken? Es 
wird im Magiſtratsberichte darauf verwieſen, dass eine Anregung 
aus älterer Zeit vorliegt, wonach die Gemeinde ſich als Kohlen— 
händler etablieren, das heißt eigene Kohlenrutſchen errichten ſoll, 
nicht nur die, welche ſie heute in der Zahl von vier Rutſchen für 
ihren eigenen Bedarf hat, ſondern eigene Kohleurutſchen, von 
denen ſie ſo wie die Kohlenhändler die Kohlen an das kleine 
Publicum zu verkaufen hätte. 

Der Magiſtrat verweist darauf, dafs dieſe Idee als undurch— 
führbar erſcheint. Es wird zunächſt darauf hingewieſen, daſs die 
Gemeinde ja keine Gruben beſitze und daher darauf angewieſen 
wäre, zunächſt ſich Gruben zu kaufen, und diesfalls wird bemerkt, 
daſs ſolche Gruben weder zu haben ſind, noch daſs, wenn ſie zu 
haben wären, irgend jemand der Gemeinde zumuthen könnte, einen 
Kohlenſchachtbetrieb zu eröffnen und allen jenen Gefahren und 
Riſiken zu trotzen, die mit dieſem und jedem Bergwerksbetriebe 
und Juduſtrieunternehmen verbunden find. Es wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daſs mit der Kohlenſpeculation, dem Kohlengeſchäfte 
zunächſt die Valutaſpeculation verknüpft iſt, welche nur durch aus⸗ 
gedehnte Valutageſchäfte betrieben werden kann, und daſs die 
Gemeinde nicht in der Lage ſein kann, ſich als Valutaſpeculant zu 
etablieren. Es wird betont, dafs für den großen Kohlenconſumenten 
ſolche Rutſchen nicht nothwendig ſind, denn die großen Kohlen⸗ 
conſumenten ſind in der Lage, jede Conjunctur im Preiſe der 
Kohle ohnedies für ſich auszunützen, weil ſie die Kohle in großen 
Quantitäten beziehen. 

Wenn aber für den kleinen Kohlenconſumenten etwas geſchehen 
ſoll, jo müsste die Gemeinde eigentlich Kohlentrafiken errichten, 
wie es heute die — wenn ich nicht irre — 6000 Kohlenhändler 
ſind, die Kohlen bis auf die kleinſten Quantitäten herunter dem 
Publicum verkaufen, aber nicht nur verkaufen, ſondern auch cre— 
ditieren. Wieweit die Gemeinde kommen würde, wenn ſie alle 
dieſe Riſiken auf ſich nähme, ohne das Monopol für den Kohlen— 
handel, das nicht zu erreichen iſt, zu beſitzen, brauche ich nicht 
weiter auszumalen. Wohl aber möchte ich darauf hinweiſen, dass, 
da ja die Kohlenerzeugung und Kohlenverfrachtung ſich gleich 
bleiben, die Gemeinde durch dieſe große und gefährliche Speculation 
eigentlich nur in die Lage käme, den Zwiſchengewinn, den Gewinn 
der Zwiſchenhändler für die Conſumenten zu erſparen, welcher 
Zwiſchengewinn nicht jo bedeutend iſt, dafs er dieſes große Riſico 
für die Gemeinde rechtfertigen könnte. 

Es wird daher, wie ich glaube mit vollem Rechte, vom 
Magiſtrate auf dieſe Anregung nicht weiter eingegangen und die⸗ 
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ſelbe als undurchführbar bezeichnet und wird vielmehr als der 
näherliegende und richtigere Weg bezeichnet, die Nordbahn zu 
veranlaſſen, die Kohlentarife möglichſt herabzuſetzen. 

Nun iſt die Frage zu erörtern: Iſt die Nordbahn überhaupt 
noch in der Lage, die Kohlentarife herabzuſetzen? Denn wenn die 
Erſtehungsfrachtkoſten der Nordbahn ſo hoch oder nahezu ſo hoch 
wären als der heutige Tarif, könnte man billigerweiſe nicht ver— 
langen, daſs fie mit Nachtheil oder Schaden die Kohlen nach 
Wien verfrachten ſoll. Der Magiſtrat verweist in dieſer Richtung 
darauf, daſs die Nordbahn im Jahre 1888 mit der Südbahn einen 
Vertrag abgeſchloſſen hat, wonach ſie der Südbahn ein Quantum 
von 60.000 beziehungsweiſe 100.000 Meter⸗Centner Kohle zu 
einem Frachtenſatze zu liefern ſich verpflichtet, welcher um 32 Percent 
niedriger iſt als derjenige Frachtſatz, welchen die Nordbahn im 
allgemeinen Verkehr für Kohle berechnet. Ohne dafs ich auf dieſes 
Detail, wie dieſe 32 Percent herauskommen — es iſt das im Berichte 
ganz genau dargeſtellt — eingehen will, conſtatiere ich dieſe That— 
ſache und glaube, daſs der Magiſtrat berechtigt iſt, daraus zu 
ſchließen, daſs die Nordbahn das, was fie der Südbahn zugeſtehen 
konnte, in demſelben Ausmaße auch dem großen Publicum zugeſtehen 
kann, und das die Nordbahn daher noch in der Lage wäre, eine 
und zwar nicht unweſentliche Herabſetzung der Tarife für Kohle 
zuzugeſtehen, beziehungsweiſe durchzuführen. 

Der Herr Handelsminiſter Marquis Bacquehem hat in der 
187. Sitzung der X. Seſſion des Abgeordnetenhauſes erklärt, es 
ſei die Beſorgnis ausgeſchloſſen, dass der Einheitsſatz von 0˙8 kr. 
für den Tonnenkilometer bis auf die Selbſtkoſten herabgehe ... 

Vice Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
bitte innezuhalten. Wir find nicht mehr beſchluſsfähig. Die 
Sitzung iſt geſchloſſen. | 

(Schluſs der Sitzung 7 Uhr abends.) 


Sladtruth. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 5. Juli 1892. 
Mittwoch, den 6. Juli 1892. 
Donnerstag, den 7. Juli 1892. 
Freitag, den 8. Juli 1892. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 24. Juni 1892. 
Vorſitzender: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Rich ter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 
Boſchan, Noske, 
v. Götz, Schlechter, 
v. Goldſchmidt, Schneiderhan, 
Dr. Grübl, Dr. Stenzl, 
Dr. Hackenberg, Vaugoin, 
Dr. Huber, Dr. Vogler, 
Kreindl, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 
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Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lederer, Matzenauer. 
Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 

Experte: Baudirector Berger. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Appel. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. Dr. Lederer und Matzenauer entſchuldigen 
ihr Ausbleiben wegen Unwohlſeins, beziehungsweiſe dringender 
Geſchäfte. 

St.-. v. Götz referiert über die Adaptierungen und Her— 
ftellungen in den ſtädtiſchen Volksſchulen in Hetzendorf und Altmanns— 
dorf und beantragt, die in den bauämtlichen detaillierten Koſtenanſchlägen 
verrechneten Koſten im Betrage von 6815 fl. 39 kr. in der im Stadt— 
bauamtsberichte angeführten Vertheilung zu genehmigen, nach dem 
Bauamts⸗ und Magiſtrats⸗Antrage anſtatt der Gasbeleuchtung eine 
Beleuchtung mittelſt Petroleum-Intenſivbrennern herſtellen zu laſſen 
und den unbedeckten Abgang ad Rubrik XII 160 im Betrage von 
2464 fl. 25 kr. und ad Ausgabs-Rubrik XLIII 4 im Betrage von 
525 fl. 15 kr. als Zuſchuſscredit zu bewilligen. 

(An genommen.) 

St.-N. Noslke referiert über das Pflaſterpräliminare pro 1892 
für die Bezirke XI bis XIX und beantragt: 

J. Von dem für Pflaſterungen in den Bezirken XI bis XIX 
präliminierten Betrage per 500.000 fl. ſei der Betrag von 100.000 fl. 
für die currente Erhaltung des Pflaſters in dieſen Bezirken zu reſer— 
vieren. 


II. Von dem erübrigten Betrage per 400.000 fl. ſeien folgende 
Neu- und Umpflaſterungen in Ausführung zu bringen, beziehungsweiſe 


deren Koſten zu bedecken: 
XI. Simmering. 
1. Neupflaſterung der Hirſchengaſſe von Nr. 19 bis 
zum Neuſtädter Canal. ee e 
2. Neupflaſterung der Thereſiengaſſe von Nr. 5 bis 24 
mit den Koſten von 14.600 fl. und die Einwölbung des 


dortigen Straßengrabeus mit 2000 fl., zuſammen 16.600 fl. 
3. Neupflaſterung der e von der ze 

bis zum Haufe Nr. 50 8.500 fl. 

36.700 fl. 


XII. Meidling. 
1. Neupflafterung der Hufelandgaſſe von der Meid— 
linger Hauptſtraße bis zur Schönbrunnerſtraße, wobei in 
der Strecke von der Meidlinger Hauptſtraße bis zur The— 
reſienbadgaſſe ein geräuſchloſes Pflaſter anzuwenden iſt . 17.500 fl. 
2. Neupflaſterung der Ehrenfelsgaffe von der Schön— 
brunnerſtraße bis zur Johannesgaſſe, geräuſchlos in der 
Strecke von der Nymphengaſſe bis Nr. 14 
3. Pflaſterung der Lainzerſtraße von der Bäckergaſſe 


bis zum Gürtel mit alten Steinen . f 4.000 fl. 

4. Hiezu die Koſten der im Jahre 1887 bis 1890 

von C. Schlimp in Hetzendorf ausgeführten Trottoir— 
Klinkerpflaſterungen (Reſtforderung) per 4.286 fl. 
45.786 fl. 

XIII. Hietzing. 

1. Koſten der von der vormaligen Gemeinde Speiſing 

ausgeführten Trottoir-Klinkerpflaſterungen im reſtlichen 
Betrage von . . 11.934 fl. 


11.600 fl. 


. 20.000 fl. 
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2. Koſten der zur Herſtellung neuer Straßen in der 
vormaligen Gemeinde Baumgarten vorgenommenen Arbeiten 2.302 fl. 
3. Neupflaſterung der Hietzinger Hauptſtraße von der 
Kaiſer Franz Joſef-Brücke bis zum Übergange am Haupt⸗ 
platze e e. 
4. Trottoirherſtellungen in Lainz mit Klinkerſteinen . 2.500 fl. 
5. Herſtellung von Trottoirſäumen, Rinnſalen und 
Übergängen in den vormaligen zehn Gemeinden des XIII. 
Bezirkes 11.500 fl. 
48.236 fl. 
XIV. Rudolfsheim. 
1. Herſtellung des Asphaltpflafters in der Meidlinger— 
h Sechshaus (vierte Nate) 1.250 fl. 
2. Abgrabung des Cardinal Rauſcher— Platzes . . . 5.000 fl. 
3. Umpflaſterung der Dadlergaſſe von Nr. 7 bis 
Fiſchergaſſe und von Nr. 13 bis zum ee mit neuen 
Steinen 9.000 fl. 
4. Umpfl ee ve Nengaſſe vom webe bis 
zur un Carlgaſſe mit neuen Steinen 10900 fl. 
5. Umpflaſterung der Prinz Carlgaſſe von en Neu⸗ 
gaſſe bis zur Dreihausgaſſe mit neuen Steinen 3.300 fl. 
6. Umpflaſterung der Rauchfangkehrergaſſe von Nr. 3 
bis Meidlingerſtraße mit neuen Steinen . 5.000 fl. 
7. Umpflaſterung der Schulgaſſe mit neuen Seiden 6.500 fl. 
40.950 fl. 
XV. Fünfhaus. 
1. Umpflaſterung der Braugaſſe von Nr. 1 bis 3 
ſammt Plateau in der Gasgaſſe mit neuen Steinen. 2.500 fl. 
2. Umpflaſterung der Thalgaſſe von der Schönbrunner— 
ſtraße bis zur Schule mit Einbeſſerung neuer Steine, die 
Herſtellung eines geräuſchloſen Pflaſters vor der Schule in 
der Blüthengaſſe und Clementinengaſſe und die Umpflaſte— 
rung der Clementinengaſſe längs dem Hauſe Nr. 28 mit 
neuen, doppelt geritzten Steinen 6.200 fl. 
3. Umpfl aſterung der Herklotzgaſſe zwiſchen het Si 
und ö mit neuen Steinen 4.500 fl. 
4. Neupflaſterung der Straße am Schein in Be | 
Belge der Haidmannsgaſſe i 5.000 fl. 
5. Neupflaſterung des reſtlichen Theiles Ber i E 
zur ini brücke mit 5/7/7° Vilshofener Steinen. 5.000 fl. 
6. Neupflaſterung der inneren Fahrbahn des Neubau— 
gürtels von der Weſtbahnſtraße bis zur Goldſchlagſtraße . 17.000 fl. 
| 40.200 fl. 
XVI. Ottakring. 
1. Regulierung des Lerchenfeldergürtels nächſt der 
Friedmannsgaſſe f 4.243 fl. 
2. Umpflaſterung der gf zwischen 105 Thalia⸗ 
ſtraße und Neulerchenfelder Hauptſtraße und zwar zwiſchen 
der Thaliaſtraße und Grundſteingaſſe mit Verwendung 
neuer Steine 10.000 fl. 
3. Neupflaſterung 15 Briengaſe wide der Gaul⸗ 
lachergaſſe und Eliſabethſtraße . 11.000 fl. 
4. Umpflaſterungen der Fahrſtraßen am Ottakringer 
Marktplatze mit neuen Steinen 17.300 fl. 
5. Herſtellung von Rinnſalen und übergängen in ver⸗ 
ſchiedenen Straßen 2 6 4.000 fl. 
46.543 fl. 
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XVII. Hernals. 

1. Neupflaſterung der Stiftgaſſe von der Gürtelſtraße 
bis zur Bergſteiggaſſe . De ee 26.000 fl. 
2. Neupflaſterung der verlängerten Kinderſpitalgaſſe 
zur Gürtelſtraße. N 
3. Herſtellung von Ninnſalen und Übergängen 


bi 


80 


6.000 fl. 
3.000 fl. 


35.000 fl. 
XVIII. Währing. 
1. Neupflaſterung der Weinberggaſſe von der Blumen— 


gaſſe bis zur KreuzgaſſUJ D...... 27.000 fl. 

2. Neupflaſterung der Wienerſtraße zwiſchen der Wilde— 
mann- und Goldſchmiedgaſſe „„ 9000 fl. 

3. Neupflaſterung der Thereſiengaſſe von der Schul— 
gaſſe aufwärts gegen die Wienerftraße . * 9.000 fl. 
4. Herſtellung von Rinnſalen und Straßenübergängen 3.000 fl. 
48.000 fl. 

XIX. Döbling. 

1. Neupflaſterung der Hirſchengaſſe von der Döblinger 
Hauptſtraße bis zur Einfahrt ins Döblinger Gaswerk . . 10.000 fl. 

2. Neupflaſterung der Neugaſſe von Nr. 33 bis zur 
Kindlgaſſfſ e 9.500 fl. 
3. Neupflaſterung der Silbergaſſe von Nr. 9 bis 18 3.500 fl. 


4. Neupflaſterung der Grinzingerſtraße von der Nufs- 
dorferſtraße bis zur Einfahrt in die dortigen Ziegelwerke . 10.000 fl. 
5. Herſtellung von Ninnſalen und Übergängen ae 4.000 fl. 


37.000 fl. 


Reſerve 
für Straßenherſtellungen, welche im Laufe des Jahres 1892 
ſich als nothwendig ergeben ſollten . 21.585 fl. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke übernimmt 
den Vorſitz.) 


St.-R. Noske referiert über das Ergebnis der Offertver— 
handlung wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen für die Her— 
ſtellung eines geräuſchloſen Pflafters in der Rothenthurmſtraße in der 
Strecke zwiſchen Stefansplatz und Fleiſchmarkt im J. Bezirke im ver— 
anſchlagten Koſtenbetrage von 15.959 fl. 15 kr., dann für die be⸗ 
züglichen Steinpflaſterungsarbeiten im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
1288 fl. 14 kr., eventuell 1161 fl. 19 kr. und je 800 fl. Pauſchale 
und beantragt, das Offert des G. Rütgers auf Herſtellung des 
Holzſtöckelpflaſters mit 2˙5 Percent Nachlaſs und das Offert des 
Pflaſterermeiſters Alen. Stigler mit 12˙2 Percent Nachlaſs zu 
genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Canalräumungs— 
arbeiten im XI. Bezirke für die Zeit vom 1. Juli bis 31. December 
1892 und beantragt, dem Canalräumer Michael Pfaffſtätter die 
Beſorgung der Canalräumung im XI. Bezirke auf Grund der Be— 
ſtimmungen des mit der vormaligen Gemeinde Simmering bezüglich 
dieſer Leiſtung abgeſchloſſenen und am 30. Juni l. J. ablaufenden 
Vertrages bis Ende 1892 gegen die geforderte Pauſchalentſchädigung 
von 1680 fl. 94 kr. per Vierteljahr zu übertragen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Leop. Neudlinger 
um Mietzinsherabſetzung und beantragt, den Mietzins für die Wohnung 
Nr. 11 im zweiten Stocke des Finſterle'ſchen Stiftungshauſes, I., 
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Tiefer Graben 21, vom 1. Auguſt 1892 ab von jährlich 225 fl. 


incluſive Nebengebüren auf 200 fl. incluſive Nebengebüren herab- 
zuſetzen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Möbelhändlers 
Albert Neurath um Herabſetzung des für die Herſtellung eines 
weichen Fußbodens in den von demſelben im ſtädliſchen Hauſe VI., 
Rahlgaſſe 3 in Beſtand genommenen Localitäten zu leiſtenden Beitrages 
und beantragt, die Herabſetzung des Betrages von 160 fl. 62 kr. 
auf 80 fl. 62 kr. 

StR. Boſchan beantragt nach dem Buchhaltungs⸗Antrage 
die Abweiſung. 

Der Referenten-Antrag 
7 Stimmen angenommen. 

— Derſelbe referiert über den von der Budget-Commiſſiou 
angeregten Antrag der Anderung der Entlohnung der Schwimmeiſter 
im ſtädtiſchen Bade und beantragt, die bisherige Entlohnung der 
Schwimmeiſter mit monatlich 75 fl. und des Baſſinaufſehers mit 
monatlich 60 fl. auf die Dauer der Saiſon zu belaſſen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über ein Mietzinsherabſetzungsanſuchen und 
beantragt, den Mietzins für die Wohnung Nr. 3 im Parterre des 
ſtädtiſchen Hauſes VIII. Bezirk, Florianigaſſe 39 vom Auguſttermin 
1892 ab von jährlich 231 fl. 14 kr. incluſive Nebengebüren auf 
jährlich 202 fl. 96 kr. incluſive Nebengebüren herabzuſetzen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Turnvereines 
„Frieſen“ in Hernals um Geſtattung der weiteren Benützung des 
Turnplatzes Hernals, Hauptſtraße 102, ferner Geſtattung der Auf- 
bewahrung der Turnkleider, der Benützung des Leiter- und Kletter— 
gerüſtes ſowie der Ringe und um unentgeltliche Beiſtellung der Be— 
leuchtung und Beheizung und beantragt die Geſuchsgewährung nach 
dem Autrage des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XVII. Bezirk. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, die Beheizung und Beleuchtung 


wird mit 8 gegen 


habe der Turnverein zu bezahlen. 


Letzterer Antrag wird angenommen. (10 Stimmen dafür.) 

Im übrigen wird der Referenten-Antrag ange— 
nommen. 

— Derſelbe referiert über die Protokolle der Sitzungen des 
Bezirksausſchuſſes des XII. Bezirkes vom 25. Mai 1892 (öffentl. u. 
vertr.), des XVIII. Bezirkes vom 26. April 1892 (öffentl.), des 
XIII. Bezirkes vom 12. Mai 1892 (öffentl. u. vertr.), des XIX. Be⸗ 
zirkes vom 29. April 1892 (öffentl. u. vertr.) und des XV. Bezirkes 
vom 13. April 1892 (öffentl. u. vertr.) und beantragt die Kenntnis— 
nahme. (An genommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

St.-R. Moske referiert über das Protokoll der vertraulichen 
Sitzung des Bezirksausſchuſſes des XII. Bezirkes vom 10. Mai 1892 
und beantragt, dasſelbe zur Kenntnis zu nehmen, den Bezirksvorſteher 
jedoch aufmerkſam zu machen, daſs die auf der erſten und zweiten Seite 
des Protokolles behandelten Gegenſtände in der öffentlichen Sitzung 
zum Vortrage zu bringen geweſen wären. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Francisca Emilie 
Amalie Sonnewend um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt, die erbetene Zuſicherung gegen die im 
Gnadenwege ermäßigte Taxe von 200 fl. zu verleihen. 

(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines „Kinder⸗ 
hort“ in Währing um Subvention und beantragt, dem genannten 
Vereine pro 1892 eine Subvention von 400 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Chriſtian Peterſen 
um nochmalige Prüfung mehrerer Conten über currente Zimmermaler⸗ 
arbeiten und beantragt, die Anſchauung des Stadtbauamtes als ent- 
ſprechend der ſtädtiſchen Buchhaltung zur Darnachachtung mitzutheilen 
und im vorliegenden Falle dem Geſuchſteller den Betrag von 21 fl. 
69 kr. über den von der ſtädtiſchen Buchhaltung adjuſtierten Geſammt⸗ 
betrag der vorliegenden Conten auszubezahlen. (Angenommen.) 

St.-N. Müller referiert über das Geſuch des C. J. Müller 
um Bewilligung zum Baue eines vierſtöckigen Hauſes auf der Realität 
Grundb.⸗Einl. 1294 und 1295, Or.⸗Nr. 28 und 30 Große Pfarr— 
gaſſe, II. Bezirk und beantragt die Beſtätigung des Magiftrats-Antrages 
auf Ertheilung des Bauconſenſes unter Bewilligung der projectierten 
Vorbauten, nämlich eines Riſalites 7’50 m lang, 030 m breit, eines 
Riſalites in den gleichen Dimenſionen mit einem 210 m langen und 
0·˙15 m breiten Portale und eines Portales 420m lang und 0˙12 m 
breit gegen Abrechnung des hiefür erforderlichen Grundes von dem 
zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grunde. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Beſtimmung der Baulinie für die 
Brünnlbad⸗Realität, IX. Bezirk, Lazarethgaſſe 16 und 18 und beantragt: 

a) Es werde für die Verlängerung der Czermakgaſſe bis zur 
Einmündung in die neue Gaſſe bei einer Straßenbreite von 1517 m 
die Linie a 2 einerſeits und dq und tv anderjeits, 

b) für die Verlängerung der Brünnlbadgaſſe bei einer Breite von 
16 m die Linie rq und St, 

e) für die neue zur Straße ad b parallele Straße bei einer 
Breite von 16 m die Linie uv und yz als Baulinie beſtimmt, und 

d) für die Verlängerung dieſer Gaſſe bis zur Realitätengrenze 
bei einer Breite von 16 m unter gleichzeitiger Behandlung dieſer 
Strecke als Straßenhof die Linie a“ w und 1 x als Verbauungslinien 
genehmigt, 

e) die projectierte dritte neue Gaſſe an der Grenze der Irren— 
anſtalt werde nicht genehmigt. 

(Angenommen; au den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über die Lieferung der Maſchinenbeſtand⸗ 
theile für das Rohrnetz der Hochquellenleitung in den Bezirken XI 
bis XIX und beantragt, die ausgewieſenen Koſten im buchhalteriſch 
adjuſtierten Betrage von 104.310 fl. für die Lieferung der Maſchinen⸗ 
beſtandtheile für das Rohrnetz der Hochquellenleitung in den ehemaligen 
Vorortegemeinden, welche ſich, da eine 10percentige Ermäßigung bei 
der Offertverhandlung zu gewähren iſt, auf rund 90.000 fl. herab- 
mindern dürften, zu genehmigen, eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung unter Zugrundelegung der vorgelegten Bedingniſſe mit 
einem Liefertermine von 24 Wochen auszuſchreiben, die im Jahre 1892 
auflaufenden Koſten von rund 50.000 fl. auf die Caſſabeſtände, 
beziehungsweiſe auf das Gebarungsreſultat zu verweiſen und die ent- 
fallenden reſtlichen Koſten im Budget pro 1893 ſicherzuſtellen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt, die Koſten pro 1892 auf den 
Reſervefond zu verweiſen. 

Der Referent erklärt ſich damit einverſtanden. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des St. Joſef⸗Kirchen⸗ 

bauvereines in Weinhaus um Bekanntgabe der Baulinie für Or.⸗Nr. 30 


vom magiſtratiſchen Bezirksamte geſtellten Antrages auf Eröffnung einer 


| geldes) zu verleihen. 
und 32 Herrengaſſe in Weinhaus und beantragt unter Ablehnung des 
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neuen Verbindungsgaſſe zwiſchen der Herren⸗ und Spöttelgaffe über 
die Realitäten Or.⸗Nr. 32 und 34 Herrengaſſe nach dem Antrage 
des Magiſtrates auf Grund der Ausführungen im Commiſſions⸗ 
Protokolle die genehmigte Baulinie für die Realitäten Or.⸗Nr. 30 
und 32 Herrengaſſe zu belaſſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Generalproject für die Verſorgung 
der neuen Bezirke mit Hochquellenwaſſer. (Fortſetzung der Debatte 
aus der Sitzung vom 21. d. M.) 

St.⸗R. v. Neumann beantragt als Zuſatz: 

Bei der Ausarbeitung des Detailprojectes iſt darauf Rückſicht zu 
nehmen, dafs die Rohre in den Haupt⸗-Verkehrsſtraßen in ſolche 
Straßentheile (Zwiſchenplätze) verlegt werden, daſs die eigentlichen 
Fahrbahnen frei bleiben. 

Der Referent modificiert feinen Antrag Punkt 3 a dahin, 
dafs ſtatt 100 Liter „80 Liter“ geſetzt wird. 

St.⸗R. v. Neumann beantragt ad Punkt 3 b ſtatt „ſofort“ 
zu ſetzen „ehebaldigſt“. 

Die Referenten-Anträge werden ſodann mit dem Zuſatz— 
und Abänderungs-Antrage des St.⸗R. Ritt. v. Neumann 
angenommen und lauten: 

1. Der Gemeinderath beſchließe, dem vorliegenden Generalprojecte 
für die Anlage des Rohrnetzes zum Zwecke der Verſorgung der neuen 
Gemeindebezirke XI bis XIX mit Trinkwaſſer zum Behufe der Her⸗ 
ſtellung von Detailprojecten und von Koſtenvoranſchlägen principiell 
die Zuſtimmung zu ertheilen. 

2. Für die Beſchaffung der nöthigen Geldmittel wird ſeinerzeit 
ſeparat an den Gemeinderath berichtet werden. 

3. Es iſt im Projecte zu berückſichtigen: 

a) Die Waſſerzuleitungsrohre ſollen derart berechnet und dimen- 
ſioniert fein, dafs für Kopf und Tag mindeſtens 80 !, bei Voraus⸗ 
ſetzung einer Geſchwindigkeit des Waſſerzufluſſes in dem Hauptrohr 
von 0˙8 m per Secunde, abgegeben werden können, und 

p) es iſt bei der Legung der Rohre ſo vorzugehen, daſs ehe— 
baldigſt die Einleitung des Waſſers in die einzelnen Stockwerke der 
Häuſer des dichter verbauten Theiles der I. und II. Zone geſchehen 
kann und für die minder bevölkerten Theile der III. Zone die 
Einleitung in das Parterregeſchoſs der Häuſer oder in Auslaufbrunnen 
vorgeſehen wird. 

4. Bei der Ausarbeitung des Detailprojectes iſt darauf Rückſicht 
zu nehmen, dafs die Rohre in den Hauptverkehrsſtraßen in ſolche 
Straßentheile (Zwiſchenplätze) verlegt werden, dass die eigentlichen 
Fahrbahnen frei bleiben. (An den Gemeinderath.) 


St.-A. Dr. v. Villing referiert bei Anweſenheit von 17 Stadt⸗ 
räthen über die Penſionierung des Regiſtranten Joh. Tauſchek und 
beantragt, den Genannten gemäß $ 120 Dienſtpragmatik in den 
bleibenden Ruheſtand zu verſetzen und demſelben nach § 5 der Pen— 
ſionsvorſchrift die normalmäßige Peuſion von 1400 fl. jährlich zu 
bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert bei Anweſenheit von 17 Stadträthen über 
das Anſuchen des Rathsdieners Karl Worell um Penſionierung 
und Perſonalzulage und beantragt, den Genannten auf Grund des 
8 119 Dienſtpragmatik in den bleibenden Ruheſtand zu verſetzen, den⸗ 
ſelben die normalmäßige Penſion von 700 fl. zu bewilligen und eine 
jährliche Perſonalzulage von 105 fl. (die Hälfte des bisherigen Quartier⸗ 
( Angenommen.) 

Bezüglich der Perſonalzulage an den Gemeinde⸗ 
rath. 
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— Derſelbe referiert bei Anweſenheit von 17 Stadträthen über 
das Anſuchen des Theodor Fiſcher, Seeretär der vormaligen Ge— 
meinde Speiſing um Penſionierung und beantragt, den Genannten in 
den bleibenden Ruheſtand zu verſetzen und demſelben in Gemäßheit 
der zufolge Decretes vom 5. September 1890, Z. 1227, auf den 
Geſuchſteller anzuwendenden kaiſerlichen Verordnung vom 9. December 
1866, Nr. 157 R.⸗G.⸗Bl. eine Abfertigung mit dem einjährigen 
Betrage ſeines anrechnungsfähigen Activitätsgehaltes, d. i. mit 600 fl. 
zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert bei Anweſenheit von 17 Stadträthen über 
das Anſuchen des Amtsdieners Johann Huber um Penſionierung 
unter Belaſſung als Todtengräber in Hetzendorf und beantragt, den 
Gemeindediener Johann Huber in dieſer Eigenſchaft in den bleibenden 
Ruheſtand zu verſetzen, demſelben eine Penſion von 345 fl. 60 kr. jährlich 
anzuweiſen und ihn als Todtengräber am Hetzendorfer Friedhofe mit 
dem Genuſſe der Naturalwohnung daſelbſt und dem Bezuge der in der 
derzeit noch giltigen Friedhofsordnung enthaltenen Todtengräbergebüren 
jedoch nur gegen dem zu belaſſen, daſs es der Gemeinde freiſteht, ihn 
jederzeit von dieſem Poſten zu entheben. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des ſtädtiſchen Dieners 
Franz Nefzger um Quartiergelderhöhung und beantragt, dem Ge— 
nannten das mit dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 17. Februar 1892, 
Z. 609, bewilligte Quartiergeld von 75 fl. auf 100 fl., und zwar 
vom 1. Februar 1892 an bis zur definitiven Regelung der Bezüge 
der ehemaligen Vorortebeamten und Diener zu erhöhen. 

Angenommen.) 

St, -R. Wurm referiert über das neue Project für den Bau 
eines Amtshauſes im XIX. Bezirke und beantragt: 

1. Die vom Stadtbauamte vorgelegte neue Projectſkizze für den 
Bau eines Amtshauſes in Ober⸗Döbling Or.⸗Nr. 10 und 12 Thereſien⸗ 
gaſſe wird abgelehnt. | 

2. Das urſprüngliche Project mit den in der Alternative C 
beantragten Abänderungen wird angenommen und der Bauconſens für 
dasſelbe unter der Vorausſetzung ertheilt, daſs ſich bei der abzuhaltenden 
Baucommiſſion keine Anſtände ergeben. 

3. Die Sicherſtellung der Arbeiten und Lieferungen wird nach 
der von der Buchhaltung in der Überſicht dato. 1. April 1892 
beantragten Weiſe genehmigt. 

4. Der Bauvollendungstermin wird mit 1. Auguſt 189s feſtgeſetzt. 

5. Der Mietzins für das k. k. Bezirksgericht und die k. k. Finanz⸗ 
caſſe wird mit dem Betrage von 4200 fl. pro Jahr, einſchließlich 
der Nebengebüren, feſtgeſetzt, und wird der Magiſtrat beauftragt, den 
Entwurf des Mietvertrages ehebaldigſt an den Stadtrath zur Vorlage 
zu bringen. 

St.⸗RK. Müller beantragt, das Project mit dem Auftrage 
zurückzuleiten, es ſei aus der Combination der beiden Projecte ein 
neues Project herzuſtellen, welches den Bedürfniſſen Rechnung trägt 
und eine geringere Koſtenſumme beanſprucht. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt, es ſei ein Comits aus drei 
Mitgliedern einzuſetzen, welches zu berathen und Vorſchläge zu erſtatten 
habe, in welcher Weiſe den dem Projecte C anhaftenden Übelſtänden 
abgeholfen werden könnte. 

Der Antrag des St.⸗R. Müller wird mit ſieben gegen ſieben 
Stimmen durch Dirimierung des Vorſitzenden abgelehnt. 

Der Antrag des St.⸗R. Dr. Grübl wird mit zwölf 
Stimmen angenommen. 

Die Sitzung wird geſchloſſen. 


331 Stück Kälber mehr zugeführt. 


. 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierung. 
(Borſteuviehmarkt vom 28. Juni 1892.) 
1. Auftrieb: 


Jungſchweine 3544 Stück 
Fettſchweinne 5482 „ 


Summa . 9026 Stück 
Angekauft wurden: 
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für Wien 7606 Stück 
für das Land.. 840 „ 
unverkauft blieben 580 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine , von 37 bis 47 kr. 
Fettſchweine . „ 37 „ 40 
Bei flauer Kaufluſt ſind die ec der Jungſchweine um 
½ kr. per Kilogramm gefallen, während jene der Fettſchweine 
unverändert blieben. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* % 
* 


(Pferdemarkt vom 28. Juni 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 538 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde 90—460 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde . 20— 55 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 
1. 1. 
W 


(Stechviehmarkt vom 30. Juni 1892.) 
1. Auftrieb: 


Kälber Waidner 1265, Kälber lebend 1687, Lämmer 
Waidner 44, Lämmer lebend 172, Schafe Waidner 216, 
Schafe lebend 1923. 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per ag. von 38 bis 58 kr. 
Kälber leben ı un ern ne von 36 bis 54 kr. 
Lämmer Waidner „ bear. von 5 bis 8 fl. 

Lämmer lebend „ „ 5 | 

Schafe Waidner „ Rg. von 30 bis 46 kr. 


Schafe lebend . „ Paar. von 11 bis 20 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
Bei flauer Kaufluſt haben. 
Waidner Kälber einen Preisrückgang von 5 kr. und lebende von, 
1 kr. per Kilo erfahren. | 

Auf dem Schafmarkte wurden um 293 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Bei ruhiger Nachfrage haben die Preiſe eine Steigerung 
von 50 kr. per Paar erfahren. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 30. Juni l. J. 


102 Stück Maſt⸗ und 131 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 
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Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 23. Juni 1892. 


Berlitzer Ludwig, Dr. — Hof- und Gerichts⸗Advocat — J., Tuch⸗ 
lauben 2 bis 6. 

Freund Emil, Dr. — Advocatie — J., Rothenthurmſtraße 22. 

Hammerer Johann — Gaſthauspächter — XIX., Ober⸗Döbling, Ob⸗ 
kirchergaſſe 1. | 

Hlavſa Karoline — Gaſtwirtsgewerbe — V., Hartmanngaſſe 13. 

Theininger Chriſtian — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Hetzendorf, 
Herzgaſſe 2. 5 | 

Harrer Rudolf und Sattler Hans — Kaffeeſieder — IX., Schlickgaſſe 2. 

1 Marie, geb. Bureſch — Damenkleidermachergewerbe — VII., Breite⸗ 
gaſſe 10. 
g Kleiber Johann — Leiſten⸗ und Rahmenfabrik — II., Neubaugaſſe 66. 

5 4 e Moriz — Pfaidlergewerbe — XV., Fünfhaus, März⸗ 

ſtraße 42. | 

Hannbeckh Max — Reiſe⸗ und Auskunftsbureau — I., Bognergaſſe 5. 

Wieſer Leopold — Stadtlohnfuhrgewerbe — XIX., Nuſsdorf, Lände 17. 

5 Koneöny Sofie — Victualienhandel — XII., Unter-Meidling, Haupt⸗ 

ſtraße 36. 

Eder Leopold — Zuckerbäckerwaren-Verſchleis — VI., Gumpendorfer⸗ 
ſtraße 75. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 24. Juni 1892. 


Louda Eva, geb. Kotſchi — Klein⸗Verſchleiß gebrannter geiſtiger Flüſſig⸗ 
keiten — XI., Simmering, Dorfgaſſe 5. 

Dubell Karl — Fotograf — II., Untere Augartenſtraße 9. 

Brunner Magdalena — Holzſchuhmacherin — XI., Simmering, Haupt⸗ 
ſtraße 126. 

Goldſtein Armin — Kaffeeſieder — J., Schottenring 13. 

Neff Friedrich — Kaffeeſcheuker — IX., Berggaſſe 35. 

Silberſtein Arnold — Kohlenagentie — II., Praterſtraße 50. 

Liebgold Leopold — Marmorwaren⸗Erzeugung — VI., Liniengaſſe 40. 

Schulz Wenzel — Maurergewerbe — XVI., Ottakring, Gablenzgaſſe 110. 

Grünbaum Thereſia — Milch⸗Verſchleiß — XIII., Penzing, Tegetthoff— 
traße 25. | 
m Plankenſteiner Marie — Hauſierhandel mit Obſt, Gebäck und Blumen 
— III., Wälliſchgaſſe 19. j 

Förſter Thereſe — Schuhwaren⸗Verſchleiß — IX., Währingerſtraße 55. 

Pollini Bernhard, Jauner Franz und Eßterhäzy Nikolaus, Graf — 
Theatraliſche Vorſtellungen — II., k. k. Prater, Ausſtellungstheater. 

Neuhauſer Anton — Wirtsgewerbe — V., Embelgaſſe 65. . 

Koller Thereſia — Zeitungs⸗Verſchleiß — XI., Simmering, Haupt⸗ 
ſtraße 97. 


Gewerbeanmeldungen vom 25. Juni 1892. 


Pelz Anna — Ammenvermittlung — II., Obere Donauſtraße 19. 
König Johann — Bäckergewerbe — XVII., Hernals, Hauptſtraße 137. 
Buchhardt Anton — Bücher⸗Colporteur — XVIII., Währing, Andreas⸗ 

aſſe 20. 

N Lehner Alois — Fleiſchhauer — XVIII., Salmannsdorf 3. 

Tomayer Friedrich — Fiakergewerbe — J., Mölkerbaſtei. 

Reitenauer Wilhelm — Gaſtwirt — IV., Lambrechtsgaſſe 15. 

Sedlacek Franz — Gaftwirt — XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 19. 

Wieck Franz — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Blumengaſſe 37. 

Engelwirth Hedwig — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 

Schweglerſtraße 20. . e N 
Hörbiger Anna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Wein⸗ 

hauſerſtraße 12. 

Opalka Katharina — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Manunhartgaſſe 8. 

Pala (Palla) Wenzel — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Quellengaſſe 104. 

Tlapa Joſefa — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Laxenburgerſtraße 60. 

Richter Adolf — Kaffeeſieder — V., Hundsthurmerſtraße 71. 

Schwabacher Michael — Klebeſtoff⸗Erzeugung — X., Leebgaſſe 6. 

Butka Betty — Kunſtblumen⸗Erzeugung — VIII., Neudeggergaſſe 11. 

Killer Adolf — Kürſchner — II., Novaragaſſe 4. 

Hirſchhaut Jakob — Lederzurichterei und Einwalkerei — III., Apoftel- 
aſſe 13. 

N Hoffmann Johann — Lohnkutſcher — XVIII., Währing, Blumeng. 22. 
Schilberg Karl — Marketender — X., Erlachgaſſe 28. a 
Fürlinger Seraphine — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 
Urban Mathias — Marktvictualienhandel — X., Eugenplatz. 
Moldavan Adelheid — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 

und Kleidermachen — J. Bezirk. 

Reitmaier Ferdinand — Schuhmachergewerbe — J., Currentgaſſe 6. 

Ziegler Wenzel — Schuhmachergewerbe — II., Vereinsgaſſe 16. 

Peltran Johanna — Selchwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, Kreutz⸗ 
aſſe 33. 

el Schuiber Magdalena — Selchwaren⸗Verſchleiß — X., Eckertgaſſe 10. 
Ploteny Martin — Tiſchler — X., Eugengaſſe 53. 

Kofpentic Joſefa — Victualienhandel — XVII., Hernals, Mayßeng. 12. 
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0 e Sigmund — Feilbieten von Würſteln und Brot — X., Wald⸗ 
gaſſe 43. | 
Rothbach Johann — Zeitungs⸗Herausgeber — III., Untere Viaduct⸗ 
gaſſe 33. 

2 3 * 


Gewerbean meldungen vom 27. Juni 1892. 


Mehling Friedrich und Mehling Katharina — Bauunternehmung, Kauf 
und Verkauf von Gründen — X., Trieſterſtraße 23. 
Stortecky Marie — Feilbieten von friſchen Blumen — XVII., Hernals, 
Leopoldigaſſe 11. | | 
Kreiſch Henriette — Privat⸗Clavier⸗ und Geſangſchule — I., Tuchlauben 18. 
Schönauer Karl — Dachdecker — XII., Unter⸗Meidling, Rauchgaſſe 30. 
Nemſchitz Romeo — Ein⸗ und Verkauf von altem Eiſen — XL, 
Simmering, Rinnböckſtraße 32. 
Schwarzmann Johann — Fleiſchhauergewerbe — X., Himbergerſtraße 66. 
0 um: Anton — Gaſthausgewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Friedmanns⸗ 
gaſſe 7. 8 
Kurzwart Georg — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Märzſtraße 35. . 
Steinlechner Karl und Steinlechner Matthäus — Gaſt⸗ und Schank⸗ 
gewerbe — XV., Fünfhaus, Mariahilfergürtel 9. | 
Wojta Fridolin — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Sechshaus, 
Stiegergaſſe 2. 
Eckert Hugo — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IV., Margarethenſtraße 38. 
Hruby Friedrich — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Als⸗ 
bachſtraße 45. | i 
Letovsky Leopold — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Faſangaſſe 31. 
Mohl Stefan — Gemiſchtwaren⸗Verſchleis — XVI., Neulerchenfeld, 
Hauptſtraße 56. 
Seitz Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Laudongaſſe 41. 
Stoklaska Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 128. 
Wittek Wilhelm — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X. Quellengaſſe 244. 
Lang Anna — Ausſchank von gebrannten, geiſtigen Getränken — XIX., 
Unter⸗Sievring, Hauptſtraße 64. 
Szojak Thereſia — Grünwarenhandel — VIII., Bennoplatz 4. 
Zwirner Barbara — Kaffeeſchank — XIV.. Sechs haus, Hauptſtraße 33. 
Menſch Liebe Breindl — Kleidermacherin — II., Untere Augartenſtraße 4. 
le Siegmund — Erzeugung von Kunſtſteinen — IV., Hungelbrunn⸗ 
gaffe 12. | | 
Kraus Marie — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen und 
Kleidermachen — III., Hauptſtraße 159. 
Bothe Max — Muſiker — III., Erdbergſtraße 72. 
Götzl Laura — Pfaidlerin — II., Taborſtraße 11. 
Sturmthal Chane — Pfaidlerin — II., Obere Donauſtraße 8. 
Cerwinka Katharina — Pferdefleiſch-Verſchleiß — III., Schimmelgaſſe 20. 
Klaus Albertine — Spirituoſen⸗Verſchleiß — V., Spengergaſſe 35. 
f a Johann — Tiſchlergewerbe — XII., Unter-Meidling, Miesbach⸗ 
gaſſe 55. 
Matzer Roſalie — Trödlergewerbe — V., Wehrgaſſe 19. 
a Johanna — Wäſcheputzerin — X., Himbergerſtraße 40. 
ral Johanna — Feilbieten von Victualien — XVII., Hernals, Berg⸗ 
ſteiggaſſe 36. 
Kofron Eleonore — Zeitungs⸗Verſchleiß — X., Dampfgafſe 16. 
Mathes Alexander — Zeitungs⸗Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 52. 
(Das Weitere folgt.) 


Ad Prot.⸗Nr. 69093 


— 


Ref.⸗Nr. 919 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Gas⸗ 
gaſſe im XV. Bezirk mit dem Koſtenerforderniſſe von 1813 fl. 
58 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 5. Juli d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

3* 


u N N NT NETT TE TITTEN 


X AAA 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 20. Juni 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 108101 
ex 1892. V. 1532. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Reupflaſterung der 
verlängerten Seidengaſſe im VII. Bezirke von der Kaiſerſtraße bis zur 
Gürtelſtraße mit dem veranſchlagten Koſtenbetrage von 3781 fl. 69 kr. 
und 250 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 6. Zuli d. 3., präciſe um 10 Ahr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im 
Kathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweise zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das ge bene Vadium anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte 71 05 unter den ſämmtlichen e behält 
ſich der Stadtrath vor. 


om Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Refidenzftadt 


Wien, am 22. Juni 1892. 3—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 108102 


V. i 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Bergebung der Anſtreicherarbeiten für die Erneuerung 
des Anſtriches der Brigittabrücke im II. Bezirke mit dem Koſten⸗ 
erforderniſſe von 2249 fl. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magi⸗ 
ſtrate der k. k. Reichshaupt-⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 5. Juli 
d. 3., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Fiegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und ‚die dem⸗ 
ſelben beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen ne 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ftädtifchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte \ 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplars beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeflattele Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen e behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Dom Aagiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 


Wien, am 20. Juni 1892. 3 


Ad Prot.⸗Nr. 108044 
1530 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Arbeiten für die Herflellung eines neuen 
Holzſtöchelpflaſters auf der Leopoldsbrücke über den Wienfluſs im 
VI. Bezirk und der Lieferung der aus dieſem Anlaſſe erforderlichen 
imprägnierten Gehölze im veranſchlagten Koſtenbetrage von 1684 fl. 
44 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 


ſtadt Wien am 7. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormiltags, im 


Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung e 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
demſelben beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. ö 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verfpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen Jorm 
ausgeſtattete Offerte wird keine Rüchſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

vom Magiſtrate der k. k. Beichshanpt- und Neſidenzſtadt 


Wien, den 22. Juni 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 50084 
Ref.⸗Nr. 640 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der noch 
unbenannten Seitengaſſe X nächſt der Hohlweggaſſe im III. Bezirk 
mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe von 941 fl. 3 kr. und 
100 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 7. Juli d. J., präciſe um 11 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. mr 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweise zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den sämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. Juni 1892. 2—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 6203 
Ref.⸗Nr. 67 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Einſammlung und Abfuhr des Haus- 
und Marktkehrichtes in dem im aufliegenden Plane ſchwarz ge- 
ränderten Theile des ehemaligen Gemeindegebietes von Ottakring 
im XVI. Bezirke wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 4. Zuli d. J., prätiſe um 11 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. | 

Unternehmungsluſtige können den Plan und die dem Plane 
beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hanptcaffa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der aufliegenden 
Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, be⸗ 
ziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluffe dieſes Exemplares 
beigedruckte Erklärung entsprechend auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗ 
Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 20. Juni 1892. 328 


Ad Brot.-Nr. 110359 
1574 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterer arbeiten für die Umpflaſterung 
der Währingerſtraße im IX. Bezirke zwiſchen der Maria Thereſien⸗ 
ſtraße und der Berggaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
7689 fl. 42 kr. und 500 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 6. Juli d. J., 
präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 


liche Schriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 


Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 


einſehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 


Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftinmung 
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zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiftrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. Juni 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 6203 
Ref.⸗Nr. 67 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Beſtellung eines Contrahenten für die Beſorgung der 
zum Zwecke der Reinigung und Inſtandhaltung der Straßen, Gaſſen 
und Plätze in dem Gebiete der ehemaligen Gemeinde Ottakring im 
XVI. Sezirke erforderlichen Suhrwerksleiftungen, ſowie wegen Über- 
tragung der Beiſtellung der Beſpannung für die der Gemeinde Wien 
gehörigen Straßenwalzen im Gebiete der ehemaligen Gemeinde 
Ottakring im XVI. Bezirke und der zum Vorſpritzen bei der 
Macadamiſierung und Straßenconſervierung erforderlichen Waſſer⸗ 
wägen in demſelben Theile dieſes Bezirkes wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 4. Zuli d. J., 
prüciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats- 
rathes Fiegl im Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die bezüglichen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können im obigen 
Departement gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben je ein derartiges Exemplar mit der auf⸗ 
liegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, 
beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe des betreffen⸗ 
den Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Den Offerten iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 20. Juni 1892. 3—3 
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Kundmachung. 
(Licitation.) 
Zufolge Beſcheides des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIV. und Xv. Beit vom 18. b. M, 3-0” wird die öffent 


liche Verſteigerung der in der Pfandleihauſtalt der Gemeinde 
Wien, XIV. Bezirk, im Monate October 1891 verpfändeten und 
nicht ausgelösten Pretioſen von Pfand⸗Nr. 24902 bis incl. Pfand⸗ 
Nr. 27921 und Effecten von Pfand⸗Nr. 53205 bis incl. Pfand⸗ 
Nr. 59418 am 6. Juli 1892, um 9 Uhr vormittags, im Pfand⸗ 
leihanſtalts-Gebäude, XIV. Bezirk (Sechshaus), Gemeindegaſſe 5 

gegen gleich bare Bezahlung vorgenommen. | 
Im Falle die Picitation am oben angegebenen Tage nicht 
beendigt werden könnte, wird ſie am nächſtfolgenden Werktage 

fortgeſetzt. 
Pfandleihanſtalt der Gemeinde Wien, XIV. Bezirk, 
am 20. Juni 1892. 2—3 
8. 21729 


Kundmachung. 


(Aufnahme von taubſtummen Kindern in die ned. Landes⸗ 
Taubſtummenſchule.) 


In der n.⸗ö. Landes⸗Taubſtummenſchule in Wien, Ober⸗ 
Döbling finden mit Beginn des Schuljahres 1892/93 mehrere im 
volksſchulpflichtigen Alter von 6 bis 14 Jahren ſtehende, in Nieder⸗ 
öſterreich heimatberechtigte Kinder Aufnahme. 

Die betreffenden Geſuche, verſehen mit dem Geburtsſcheine, 
Impfungsſcheine, Heimatsſcheine, ärztlichen Zeugniſſe über die voll- 
kommene Geſundheit, über die Lern- und Bildungsfähigkeit des 
aufzunehmenden Kindes, mit den Schulzeugniſſen (Schulnachrichten) 
des Kindes, endlich mit dem Nachweis über die Vermögensver— 
hältniſſe der Eltern, find entweder bei dem n.⸗ö. Landes⸗Ausſchuſſe 
in Wien, Herrengaſſe 13, oder bei der Direction der n.5. Landes⸗ 
Taubſtummenſchule in Ober-Döbling einzubringen. 

Wien, am 11. Juni 1892. 
Der u.⸗ö. Landes⸗Ausſchuſs. 


G. 3. 108489 


III. 
Kundmachung. 


(Heiratsausſtattungsſtiftung.) 


Aus der gräflich Fries'ſchen Heiratsausſtattungsſtiftung iſt 
für das laufende Jahr ein Ausſtattungsbetrag von 300 fl. ö. W. 
an ein armes, fleißiges und tugendhaftes Mädchen zu verleihen. 
Diejenigen, welche ſich um dieſen Ausſtattungsbetrag bewerben 
wollen, haben ihre, mit dem Taufſcheine, dem Armuts- und Sitten⸗ 
zeugniſſe, dann mit dem Nachweiſe der Zuſtändigkeit, ſowie der 
etwaigen Verwaiſung belegten Geſuche bis 15. Juli d. J. im 
Einreichungsprototolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen, 
da auf ſpäter einlangende Geſuche keine Rückſicht genommen werden 
könnte. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, im Juni 1892. 3—3 


— 98V N u Sy — Zu vw 


UEK 


M.⸗Z. 106656 ex 1892. 


Kundmachung, 


die Aufnahme von Böglingen in die k. k. Landwehr - Endelten- 
ſchule in Wien betreffend. 


Zufolge Erlaſſes der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 29. Mai 1892, 


3. 31363, wird hiemit zur Kenntnis gebracht, dafs mit Beginn. 
des Schuljahres 1892/93 (1. October) in den erſten Jahrgang der 


k. k. Landwehr⸗Cadettenſchule in Wien 60 Zöglinge aufgenommen 
werden. | 

Die Aufnahmsbedingungen find im allgemeinen folgende: 

1. Die Staatsbürgerſchaft in den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 

2. Die phyſiſche Eignung. 

3. Ein in jeder Beziehung befriedigendes, ſittliches Verhalten, 
makelloſes Vorleben. 

4. Das erreichte 17. und nicht überſchrittene 20. Lebensjahr. 


5. Der Nachweis einer mit mindeſtens genügendem Erfolge 


abſolvierten VI. Claſſe einer Realſchule oder eines Gymnaſiums 
oder aber des entſprechenden Jahrganges einer dieſen Schulen 
gleichgeſtellten Lehranſtalt. 

6. Die befriedigende Ablegung der vorgeſchriebenen Aufnahms⸗ 
prüfung. 

7. Die Übernahme der Verpflichtung, betreffs Verlängerung 
der Activdienſtzeit im Sinne des $ 21 des Wehrgeſetzes. 

8. Die Übernahme der Verpflichtung für Anſchaffung und 
Erhaltung der vorgeſchriebenen Ausſtattungsgegenſtände aus eigenen 
Mitteln zu ſorgen, und 

9. Der rechtzeitige Erlag des für Schulzwecke beſtimmten 
Beitrages (Schulgeldes). 

Die beſonderen Beſtimmungen über die Aufnahmsbedingungen 
ſind aus dem Amtsblatte zur „Wiener Zeitung“ Nr. 115 vom 
18. Mai 1892 zu erſehen und in der k. und k. Hofbuchhandlung 
L. W. Seidl & Sohn, Wien I., Graben Nr. 13 zu beziehen. 

Vom Wiener Magiſtrate als politiſcher Behörde I. Juſtanz 
am 3. Juni 1892. 3-8 


M.⸗Z. 335746 ex 1891 


XII. | 
Kundmachung, 


die Wiener Dienſtboten⸗Krankencaſſe betreffend. 


Zufolge Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 26. November 1891, 
Z. 3459, wurde die Wiener Dienſtboten⸗Krankencaſſe vom 1. Jänner 
1882 an auf das ganze Gebiet der Stadt Wien ausgedehnt und 
der an die Dienſtboten⸗-Krankencaſſe von den Dienſtgebern zu 
leiſtende Jahresbeitrag pro 1892 für je einen Dienſtboten mit 
ſechzig Kreuzer öſterr. Währung feſtgeſetzt. 

Die Einzahlung dieſes Jahresbeitrages, die An⸗ und Ab⸗ 
meldung der Dienſtboten und die Ausfertigung der Spitals⸗ 
anweiſungen erfolgt für die im I., VIII. und IX. Bezirke wohn⸗ 
haften Dienſtgeber bei der ſtädtiſchen Haupteaſſe im neuen Rath⸗ 


hauſe und für die in den übrigen Bezirken wohnhaften Dienſt⸗ 
geber bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa⸗Abtheilung des betreffenden 
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magiſtratiſchen Bezirksamtes während der Amtsſtunden von 8 Uhr 
vormittags bis 2 Uhr nachmittags. 

Die Dienſtboten⸗Krankencaſſe übernimmt nach den Be— 
ſtimmungen der Statuten die Zahlung der auflaufenden Spitals⸗ 
verpflegskoſten in der Höhe bis zu einem Monat für erkrankte, bei 
dieſer Caſſe angemeldete Dienſtboten, welche in den hieſigen öffent- 
lichen Krankenanſtalten, im Spitale der Iſraeliten zu Währing und 
im Erzherzogin Sofien⸗Spitale am Neubau, oder im Bedarfsfalle 
in anderen öffentlichen, in den im Reichsrathe vertretenen Ländern 
gelegenen Spitälern verpflegt werden. 

Die Vortheile, welche jedem Dienſtgeber aus dem Beitritte 
zur Krankencaſſe erwachſen, ſind einleuchtend, indem man durch die 
Entrichtung eines fo geringen Betrages für einen erkrankten Dienſt— 
boten das Recht auf deſſen unentgeltliche Verpflegung in den obigen 
Krankenhäuſern erlangt, ohne die ſonſt vorgeſchriebenen Verpflegs— 
koſten von täglich mindeſtens 1 fl. entrichten zu müſſen. 

Die P. T. Dienſtgeber werden jedoch aufmerkſam gemacht, 

daſs nach § 3 der obbeſagten Statuten die Einzahlung mit 
dem ganzjährigen Betrage in den erſten 14 Tagen des Monates 
Jänner, und mit den halbjährigen Beträgen in den erſten 14 Tagen 
der Monate Jänner und Juli eines jeden Jahres zu geſchehen habe, 

daſs jede ſpätere Einzahlung, auch von Parteien, welche 
bereits Theilnehmer dieſer Caſſe waren, als neuer Beitritt behandelt 
wird, daher in einem ſolchen Falle, wenn ein Dienſtbote erkrankt, 
die unentgeltliche Verpflegung erſt 14 Tage nach der geleiſteten 


Zahlung eintritt, 


daſßs, im Falle der Beitritt zur Dienſtboten⸗Krankencaſſe erſt 


erfolgt, wenn ein Dienſtbote bereits krank und ſpitalsbedürftig ge⸗ 


worden iſt, für denſelben in keinem Falle eine Zahlung aus dieſer 
Caſſe geleiſtet wird, | 

dafs im Falle eines eintretenden Dienſtwechſels die rechtzeitige 
Anmeldung der neuaufgenommenen Dienſtperſonen, zur Zeit des 
Dienſteintrittes, bei der betreffenden Zahlſtelle der Dienſtboten⸗ 
Krankencaſſe nicht außeracht zu laſſen, und 

daſs im Falle der Aufnahme eines erkrankten Dienſt⸗ 
boten in die Spitalspflege die ſofortige polizeiliche Abmeldung zu 
veranlaſſen iſt. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. Juni 1892. 3--3 
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1892. 

Kundmachung. 
(Armenſtiſtung für Weißgerber.) 

Aus der Gottlieb Hinzer'ſchen Stiftung für arme Bürger oder 
Jürgerswitwen, der Weißgerber-Zunung angehörig, if vom Jahre 
1892 an ein Stiſtungsgenuſs mit dem jährlichen Petrage von 84 fl. 
zu verleihen. 

Bewerber oder Bewerberinnen um obige Stiftung haben ihre 
mit dem Bürgerdiplom, Taufſcheine, Trauungsſcheine, beziehungs⸗ 
weiſe mit dem Todtenſcheine des verſtorbenen Gatten, dem Zeug: 


niſſe über die unverſchuldete Armut und dem Leumundszeugniſſe 


belegten Geſuche bis längſtens 31. Juli 1892 in der Kanzlei des 
III. Wiener Gemeinde⸗ Bezirkes zu überreichen. — Später ein⸗ 
langende Geſuche bleiben unberückſichtigt. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. Juni 1892. 2—3 
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Innen KN 


Kundmachung. 


(Armenſtiftungen.) 

Vom Magiſtrate der k. k Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
wird hiemit bekannt gemacht, dafs beim Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 
fonde nachſtehende Stiftplätze in Erledigung gekommen ſind: 

1. Ein Maria Thereſia Thür'ſcher Johannesſpital⸗ Stiftplatz 
für eine arme Perſon mit dem Genuſſe von monatlich 3 fl. 70 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 10. October 1779 iſt beſonders 
auf Verwandte der Stifterin zu reflectieren und hat ſich ſelbe und 
ihre Univerſalerben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

2. Ein Johann Georg Puffenauer'ſcher Kohannesipital- 
Stiftplatz für eine arme Mannsperſon mit dem Genuſſe von 
monatlich 3 fl. 90 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 4. Juli 1753 hat der Stifter 
dem Karl Joſef Edlinger und deſſen Deſcendenten das Präjen- 
tationsrecht vorbehalten und wurde ſelbes zuletzt vom Hofrathe 
Edlen von Platzer ausgeübt. | 

3. Ein Johanna Gräfin v. Apremont-Lyndau'ſcher 
Johannesſpital⸗Stiftplatz für eine arme alte Perſon männlichen 
oder weiblichen Geſchlechtes mit dem Genuſſe von monatlich 5 fl. 
30 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 30. November 1772 hat die 
Stifterin das Präſentationsrecht ihren Univerſalerbinnen, der 
Gräfin von Schrattenbach und der Gräfin von Pikler und 
ihren Nachkömmlingen, vermacht. 

4. Ein Joſef Chriſtoph Edler von Zorn'ſcher Johannes— 
ſpital⸗Stiftplatz für eine alte Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem 
Genuſſe von monatlich 3 fl. 50 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 31. October 1748 hat der 
Stifter ſich und ſeinen Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

5. Ein Maria Anna Freiin von Im bſe n'ſcher Johannes⸗ 
ſpital⸗Stiftplatz für eine arme alte Mannsperſon mit dem Genuſſe 
von monatlich 5 fl. 40 kr. | 

Laut Fundationsbriefes vom 4. März 1730 hat die Stifterin 
ſich und ihren Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

6. Ein Maria Anna Schnabl'ſcher Johannesſpital-Stift⸗ 
platz für einen armen weiblichen Dienſtboten mit dem Genuſſe 
von monatlich 3 fl. 35 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 1. März 1746 wurde das 
Präſentationsrecht dem Anton Grafen von Bergen vorbehalten 
und hat zuletzt Graf Anton Friedrich von Mitrofsky dieſes 
Recht ausgeübt. 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu 
einer dieſer Stiftungen Anſpruch erheben zu können glauben, 
wollen unter Nachweiſung ihres Rechtstitels bis längſtens 
15. Juli 1892 eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſen⸗ 
tieren. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von amtswegen erfolgen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. Juni 1892. 13 
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Kundmachung. 


(Armenſtiſtung für Gewerbsleute.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien wird hiemit bekanntgemacht, dass demnächſt die 
Intereſſen der Anna Hannuſch'ſchen Stiftung für arme würdige 
Gewerbsleute im Betrage von 79 fl. zur Vertheilung gelangen 
werden. Die Wahl der zu Betheilenden ſteht ſtiftbriefmäßig dem 
Wiener Magiſtrate zu. 

Bewerber um eine Betheilung aus dieſer Stiftung haben 
ihren Geſuchen den Tauf-(Geburts⸗) Schein, den Trauungsſchein, 
die Tauf⸗(Geburts⸗) Zettel der Kinder, den Erwerbſteuerſchein und 
ein legales Armutszeugnis beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
1. Auguſt 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückficht genommen werden. 


Bom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Keſidenzſtadt 


Wien, am 11. Juni 1892. 3—3 
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